 Herzlich willkommen zur Lage der Nation. Ausgabe #215 von 20. November 2000.
 20, schön, dass ihr wieder eingeschaltet habt am Mikrofon im Sonnendurchfluteten tatsächlich
 in dieser Sekunde Sonnendurchfluteten Lagestudio. In Berlin Kreuzberg, Philipp Banse.
 Das bin ich. Ja, Moin. Hier ist Wolf Boomeyer. Ich bin Jurist aus Berlin und auch ich begrüße
 euch zu dieser neuen Ausgabe und wir springen fast hinein ins Pad, woher aber noch eine
 klitzig kleine Unterbrechung, damit wir auch was zu beißen haben.
 Werbung. In einer Welt die Zusammenwext sind
 Sprachen essentiell. Man denkt immer, neue Sprachen. Land man in der Schule, lange her. Stimmt nicht.
 Mit Babel lernt ihr neue Sprachen nebenbei. Einfach die App auf Smartphone laden und ihr
 konfiert sind Sprachen lernen mit professionellen Kursen. Ob eure Ausprache passt, erkennt die App
 per Sprache und ihr habt schnell sichtbare Lernerfolge. Adresse www.slashaudio.
 Dort erhaltet ihr mit dem Gutscheincode News 2020 ein besonderes Angebot. Ihr zahlt für sechs
 Monate und bekommt noch mal sechs Monate gratis obendrauf. Die Infos findet ihr auch noch
 mal in den Show Notes. Werbung. So, da sind wir wieder und springen hinein in die Vorbereitung
 für diese Sendung, was wir immer so schön pät nennen. Das ist inzwischen ein Google Docs
 seit einigen Jahren, in dem Philipp und ich uns notizen machen für die Sendung. Die Sendung
 ist natürlich nicht gescriptet. Da stehen keine ganzen Sätze drehen, aber Stichworte. Und an
 denen hangeln wir uns so grob entlang. Und das geht in dieser Woche los, Philipp, mit den EU
 Haushaltsdiskussionen. Genau, wir haben uns mal gegen Corona entschieden. Wir machen Corona,
 aber nicht am Anfang, weil es auch noch andere Sachen gibt, die wichtig sind. Es geht um die
 o Haushaltspläne, super zentral und wesentlich. Es heißt immer so schön, die mittelfristige
 Finanzplanung heißt nichts weiter, als dass die EU ihren mehrjährigen Finanzrahmen noch
 ein schönes Fachwort versteckt. Das heißt einfach, die EU will beschließen, wie viel
 Geld sie zwischen 2021 und 2027 ausgeben will und wofür. Und das sind insgesamt 1,85
 Millionen Euro, um dies da geht. Also mit anderen worden 1,850 Milliarden Euro. Ja, man muss
 man sich mal auch dazu uns zu ergehen lassen, ist eine Menge Geld. Und dazu gehört
 unter anderem auch der 750 Milliarden Euro schwere Corona-Wideaufbau vor. Über den hatten
 wir in der Lage schon häufiger berichtet. Da gab es ja auch einige Diskussionen, wie
 dieses Geld verteilt werden sollte. Inzwischen gibt es aber da ein Deal. So und dieser mehrjährige
 Finanzrahmen allerdings, also das große Ding mit den 1,85 Millionen Euro. Das kann von den
 Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union nur einstimmig verabschiedet werden.
 Und da gibt es jetzt ein Problem, denn insbesondere Ungern und Polen blockieren diese Einstimmigkeit,
 sie sagen, da machen wir nicht mit. Und der Grund dafür ist, dass sie sich gegen den sogenannten
 Rechtsstaatsmechanismus wenden. Genau, das ist also ein Mechanismus, der vom Parlament
 und der Kommission und den Staaten eigentlich total mühsam ausgehandelt wurde, über die
 letzten Wochen und Monate. Und der eigentlich besagt, dass Geldzahlungen der EU abhängig
 gemacht werden können. Davon ob sich die Staaten, die das Geld bekommen an die rechtsstaatlichen
 Prinzipien und Grundsätze halten. Sprich, es soll jährlich überprüft werden. Und dann können
 erstmals in der EU-Geschichte Geldzahlung aus Brüssel gekürzt werden, wenn diese Linder gegen
 Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit verstußen. Ja, das ist in der Tat leider Gottes in den letzten
 Jahren immer relevanter geworden. Also grundsätzlich ging die Europäischen Union immer davon aus,
 dass alle Staaten, die da Mitglieder sind, sich tatsächlich quasi automatisch an diese
 Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit halten. Ja, das war die Idee, weil immer so die Europäischen Union
 auch als ein Raum der Freiheit der Sicherheit und des Rechts. Aber in den letzten Jahren sind da
 einfach doch große Fragezeichen aufgetaucht. Ein Beispiel dafür ist die Unabhängigkeit der Justiz.
 Ja, also das ist tatsächlich eine eigenständige Gewalt. Die hinreichend unabhängig ist von Einflüssen
 der Legislative oder der Exekutive, also insperne der Regierung. Und da gibt es vor allem in Polen
 und in Ungarn ganz große Probleme. Polen hat zum Beispiel in den letzten Jahren das Verfassungsgericht
 der Sache nach gleichgeschaltet, muss man sagen. Also das so ein klassisches Courtpacking, also die
 polnische Regierung hat dafür gesorgt, dass dieses Verfassungsgericht jetzt im Wesentlichen mit
 Erzkonservativen Richterinnen und Richtern besetzt, ist die auf Linie sind mit der polnischen Regierungspartei
 Peace. Und das bedeutet, dass de facto jedenfalls nicht mehr davon auszugehen, ist das Gesetze im Polen
 unabhängig auf ihrer Vereinbarkeit mit der polnischen Verfassung geprüft werden. Und in Ungarn gibt es
 ähnliche Probleme und das verstößt eben die Rechtsstaatlichkeit, weil die Gewaltenteilung drei
 verschiedene Gewalten, die unabhängig voneinander sind im Grundsatz Nummer ein Teil der rechtsstaatlichen
 Grundprinzipien sind. In Ungarn gibt es dann noch Probleme mit der Pressefreiheit, dass halt die
 Massenmedien im Kern, alle irgendwie Orban oder Leuten von Orban oder seiner Familie oder Freunden gehören. Also
 da gibt es jede Menge Probleme und das was jetzt ausgehandelt wurde sieht im Prinzip vor, die
 Gelder können gekürzt werden und zwar ohne Einstimmigkeitsbeschluss, sondern für den Beschluss, das bestimmte
 Gelder anstarten gekürzt werden, braucht es ein Jahr von mindestens 15 Regierungschefs und Chefinnen,
 die mindestens 65 Prozent der EU-Bevölkerung krepassentieren. Genau, das ist so die Idee dabei,
 gesagt, das handelt sich um einen Kompromissbislang, der noch nicht beschlossen ist endgültig und da haben
 jetzt Ungarn und Polen so einen Konnex hergestellt zwischen diesem Deal im Bereich Rechtsstaatlichkeit und
 Kürzung auf der einen Seite und dem Beschluss über den mehrjährigen Finanzrahmen auf der anderen Seite. Also
 diesen Zusammenden haben die beiden Länder hergestellt, die sagen, wir machen bei dem mehrjährigen Finanzrahmen nicht
 mit, solange dieser Rechtsstaatsmechanismus in der Welt ist. Es gibt bei dem Rechtsstaatsmechanismus noch
 ein spannendes Detail, was wir in der Recherche für diese Sendung offen gestanden, nicht 100 Prozent
 dich klären konnten. Und zwar ist ja die Frage, was denn eigentlich die Voraussetzung ist, dafür,
 dass man feststellen kann, dass ein Verstoß gegen die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit vorliegt. Wir haben eben
 gerade schon die Voraussetzung genannt, ja, ein Jahr von 15 Regierungschef die Ministerstens 65 Prozent der
 Opfirkung vertreten. Aber die Frage, es gibt es auch quasi materielle Kriterien aus der Sache
 Philipp und da hast du ausgegraben, dass Katharina Barley in, also die Fiezepräsidentin der
 Europalement oder Präsidentin Fieze, die auch Präsidentin ist. Da geht jedenfalls, dass Katharina Barley in einem
 Interview mit dem Deutschlandfunk eine ganz interessantes Detail verraten hat, aber das konnten wir leider nicht
 mit einer zweiten Quelle belegen. Philipp, was hat sie gesagt? Ja, sie hat gesagt, dass dieser Rechtsstaat
 Mechanismus jetzt schon aufgewweicht worden sei, weil Kürzung voraussetzen, dass die unterstellten Rechtsstaatsverletzung
 den Budget schaden. Genau. Und da muss man sagen, wenn das tatsächlich so wäre, da muss man sagen,
 dann blieb ich auch. Konjunktiv. Wenn das so wäre, wie gesagt, wir haben das nur aus diesem Interview, konnten das nicht
 mit einer zweiten Quelle belegen. Wenn das so wäre, da muss man sagen, wäre dieser Rechtsstaat Mechanismus ohnehin schon ein mehr oder weniger zahnloser Tiga,
 denn die aller meisten Verletzung der Rechtsstaatlichkeit wirken sich ja nicht direkt auf das Budget aus. Also beistützweise Verletzung der
 Pressefreiheit oder der Unterbringigkeit der Justizführende, nicht dazu, dass unmittelbar mehr Geld ausgegeben wird.
 Das heißt, also die meisten Rechtsstaatsverstöße wären nicht Budget relevant. Das heißt, dieser Konnex würde tatsächlich dazu führen,
 dass von dieser Drokulisse und hin nicht mehr so wahnsinnig viel übrig blieben. Wie gesagt, das ist quasi die grobe Streint,
 die große, wie gesagt, die grobe Schlachtordnung, weil jetzt natürlich verhandelt wird. Dass die Polen jetzt sagen, na ja,
 Rechtsstaat Mechanismus, wie messen wir denn Rechtsstaatlichkeit und so. Und da fürchten jetzt natürlich viele, dass das aufgewicht wird
 und dass die Latte für eine Rechtsstaatverletzung so hochgehängt wird, dass sie im Faktor ins Lehre läuft.
 So wie das eben Katharina Barles schon angedeutet hat, na? Auf der anderen Seite gibt es natürlich Sorgen, insbesondere bei Pohen und Ungarn,
 dass dieser Rechtsstaat Mechanismus auch Missbraucht werden könnte. Jedenfalls wird es als Missbrauch geframt.
 So hat zum Beispiel die ungerische Tagszeitung Magia Nemsett, die als Orban treu gilt, geschrieben,
 "Zitat jetzt, wenn ich im Fokus festgelegt wird, welche Rechtsverletzungen zur Entziehung von die U-Geldern führen können,
 dann kann irgendjemand mit einer beliebigen neuen Idee vorpreschen, wie die Rechtsstaatlichkeitskriterien seiner Meinung nach verletzt werden.
 Neben der Homosexuellen Lobby ist in dieser Hinsicht offensichtlich auch das Auftreten derjenigen zu erwarten,
 die die illegale Migration für gut und verkraftbar halten. Zitatend. Das sind schon deutliche Worte.
 Also da muss ich ganz ehrlich sagen, für die ich halt das überhaupt nicht für begründet, denn was Rechtsstaatlichkeit ist,
 ist ja doch relativ klar definiert. Da gibt es auch Rechtstexte, die das sagen, zum Beispiel die europäische Menschenrechtskonvention,
 sowie die übrigen Vertragstokumente der Europäischen Union. Und ja, da Bad News für Herrn Orban,
 darin sind unter anderem auch die Menschenrechte von Geflüchteten und von Homosexuellen geschützt,
 aber genau darum geht es. Es geht eben genau darum, nicht etwa, dass die EU jetzt mit einmal neue Kriterien erfindet,
 sondern ganz im Gegenteil, es geht darum, dass Orban einfach bestimmte Gruppen raus definieren will,
 aus dem Schutz der europäischen Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit. Und das ist der eigentliches Gandalf.
 Also ich finde, diese Zitat aus der Tageszeitung ziemlich entlarfend, denn die machen aus meiner Sicht
 gerade deutlich, warum es so ein Rechtsstaat, es Mechanismus dringend braucht.
 Genau. Ich habe daran sich einige, warum gehen dann gerade Polen und Ungarnsaufe auf die Barikaten,
 die profitieren, wie kein anderes Land eigentlich in der EU von diesen Zahlungen, um dies da geht.
 Polen ist der größte Nettoempfänger, also die Zahlen auch was, aber kriegen halt viel mehr,
 deswegen Nettoempfänger, weil sie unter dem Strich Geld bekommen und die Ungarn auch. Und da würde man sagen,
 ja, gut, die Poker, die wollen halt mehr rausholen wahrscheinlich.
 Ja, ich meine, die sind halt, wie du sagst, für die ganz große Profiteure des EU-Haushalts, wenn man so will.
 Und auf der anderen Seite sind sie die einzigen Staaten, neben vielleicht noch des Lovar Kai,
 die momentan ernsthafte oder so gravierende rechtstaatliche Probleme haben, dass sie mit Sanktionen rechnen müssen.
 Das heißt, also das sind quasi die mutmeißlich getroffenen Hunde, die da bählen.
 Und insofern kann es nicht verwunden, dass nun gerade diese beiden Staaten hier auf die Bremse drücken.
 Das muss man schon sehr deutlich sagen.
 Und sie würden allerdings auch am aller meisten von den geplanten Corona-Hilfen profitieren.
 Also, allein aus diesem Corona-Sonderprogramm sollen geschätzte 23 Milliarden Euro an Polen fließen und sechs Milliarden Euro an Ungarn.
 Und am stärksten allerdings würden in diesem Verletagung und Spanien profitieren.
 Also, mit anderen Worten, da geht es um eine Menge Geld und das Polen und Ungarn trotzdem hier auf die Bremse drücken.
 Obwohl sie viele, viele Milliarden damit auf Spiel setzen, das zeigt, wie wichtig es Ihnen ist, um es mal hart zu formulieren,
 gegen die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit zu verstoßen.
 Ja, um das ist das traurige.
 Also, die wollen ganz bewusst sich nicht rechtsstaatlich verhalten und zwar selbst dann, wenn es viele, viele Milliarden kostet,
 was im Grunde doch eine Menge sagt, über die Geisteshaltung der Leute, die in Polen und Ungarn an der Regierung sind.
 Also, ich glaube, die wenigsten glauben, dass das jetzt ernsthaft scheitert.
 Die Frage ist, wie wird ein Kompromiss aussehen?
 Und was ist also, wenn es jetzt mal keine Einigung gibt, dann gilt 'n Notfallhaushalt.
 Ja, genau.
 Und gelten weiter die Zahlen von 2020, also vom laufenden Jahr und jeden Monat kann ein 12. des 2020er Budgets eben ausgegeben werden.
 Also da wird das Budget quasi Wort geschrieben, durch 12 geteilt und jeden Monat, die so mit X zur Verfügung.
 Und dabei würde dann auch der Rechtsstaatmechanismus gelten.
 Genau, das ist nämlich der Witz.
 Also Polen und Ungarn können nicht verhindern, dass der Rechtsstaatmechanismus grundsätzlich gilt.
 Sie können nur diese mehrjährige Finanzplanung topidieren.
 Aber dieser Nothaushalt stünde dann auch schon unter den Kautelen des Rechtsstaatsmechanismus
 mit anderen Worten, Polen und Ungarn hätten dann zwar nicht mehr Geld.
 Ja, insbesondere nicht die Corona hiften.
 Könnten aber trotzdem mit Sanktionen belegt werden, mit einer Worten nach so einer richtig klugen Verhandlungsstrategie, klingt das bisher nicht.
 Und außerdem könnten die quasi willigen EU-Mitgliedstaaten, also alle anderen im Grunde außer Polen und Ungarn auch noch andere Wege beschreiten.
 Also sie könnten zum Beispiel innerhalb der Strukturen der Europäischen Union auf die sogenannte Verstärkte zusammenarbeitsetzen.
 Das ist so das Prinzipkoalition der willigen, wo nach also bestimmte EU-Staaten die mehr Integration wollen, mehr zusammenarbeitvollen,
 als andere eben auch alleine voranschreiten können. Das ist dieses Stichwort Europa der Zweigerschwindigkeiten oder eine andere Möglichkeit,
 wenn jetzt wirklich keine Einigung zustande kommt, die willigen Mitgliedstaaten könnten eine Parallelstruktur zur Europäischen Union aufbauen.
 Man kann Ihnen ja nicht verbieten, das ist keine Ahnung, die 23 Staaten, die das für richtig halten oder 25 einfachen Vertrag schließen.
 Und sagen wir bauen jetzt einen Corona-Hifstform auf Parallel zu den Strukturen EU, während natürlich mit mir Rieseneuverhät verbunden waren,
 sind nicht viel Arbeit, erst mal diese ganzen Strukturen einrichten, Beamte einstellen und so. Aber das wäre jetzt auch nicht an Hördorf.
 Also zum Beispiel hat man das schon mal gemacht beim Euro-Rettungsform, dem europäischen Stabilitätsmechanismus.
 Also es gibt da eine ganze Reihe von Möglichkeiten. Letztlich würde ich denken, haben Polen und Ungarn nicht so eine wahnsinnig gute Verhandlungspositionen.
 Also bei diesem Parallelstruktur würde ich mir als Einwand einfallen, an wesentlicher Teil ist ja, dass die EU erstmals gemeinsam Schulden aufnehmen soll.
 Ja, das könnte man ja mit diesem Vertrag genauso machen.
 Da müsste man halt, da müsste halt, ich sag mal, irgendeine Struktur geschaffen werden, eine internationale Organisation oder so.
 Für die dann nicht die ganzen EU-Staden, sie muss uns wandsig haften, sondern nur die, die dann eben immer.
 Ja, okay.
 Also, das ging ja, das ging ja schon auch, also ehrlich gesagt, die könnte man sogar auf den Sicherheitsstandpunkt stellen, dass das sogar Vorteile hätte,
 weil man dann eben möglicherweise nicht die ganzen EU-Verträge ändern muss.
 Genau, also da ist noch viel Musik im Spiel.
 Was könnte das kalkül sein, dass eine könnte sein, dass natürlich Polen und Ungarn hoffen, dass sie irgendwie sich das versilbern lassen ihre Zustimmung,
 also irgendwie irgendwo mehr Geld bekommen, mehr Prozente oder das ist so ein bisschen so eine strategische Überlegung, die in polnischen Zeitungen getroffen wurde,
 das eventuell Südländer, also Portugal zum Beispiel oder auch noch ein paar andere Staaten, die Seiten wechseln und auf die Seite der Polen und Ungarn wechseln und sagen,
 ja, dass mit dem Rechtschaftmichand es muss, das halten wir tatsächlich auch für schwierig.
 Vor dem Hintergrund, so ist zumindest so eine polnische Spekulation, dass die Südländer fürchten könnten, wenn es da einmal erst so ein Mechanismus gibt,
 mit dem uns die EU strafen kann.
 Dann könnte es auch für uns Südländer gefährlich werden, falls irgendwann Brüssel der Meinung ist, wir setzen irgendwelche Reformpakete nicht richtig um.
 Oder wir machen irgendwelche anderen Fehler.
 Wenn es der erste Mal so ein Sanctionsmechanismus geht, das ist Spekulation, aber das ist so eine Überlegung, die in polnischen Zeitungen rumgereicht.
 Ich finde es eine spannende Frage, ob das jetzt rein des Wunschdenken ist.
 Ich meine, man muss natürlich sehen, Griechenland hat massive Probleme im Bereich Rechtsstaatlichkeit,
 weil im ganzen Migrationsthema, also was auf den griechischen Inseln passiert, ist mit Menschenrechten schwervereinbar,
 das hatten wir schon vielfach in der Lage, aber auch zum Beispiel die Abwicklung von Asylverfahren in Griechenland oder Verfahren rechtstaatlichen Verfahren zur Verstellung eines geflüchteten Staates oder so.
 Das ist alles ein Riesenkatastrophe.
 Insofern hat auch durchaus Griechenland Angst oder Anlass dazu, sich Sorgen zu machen, ob nicht Brüssel da möglicherweise mal rein regiert.
 Das ist, glaube ich, im Wesentlichen eine politische Entscheidung, aus Brüssel das so ein bisschen laufen zu lassen,
 weil einfach geflüchtete nicht so eine wahnsinnig gute Lobby haben, aber eigentlich ist das, was da in Griechenland passiert.
 Ich will das jetzt nicht umgehört, aber vergleich mit dem, was in Pornung haben, was es jedenfalls auch aus einer rechtsstaatlichen Perspektive sehr unschön,
 man ganz, ganz diplomatisch formuliert. Und insofern könnte ich mir schon auch vorstellen, dass Griechenland da anlass hat, aber auch Italien hat sich ja schon massive Verstöße gegen Prinzipien der Menschlichkeit zu Schulden kommen lassen,
 im ganzen Migrationskontext und Mittelmeerkontext. Also insofern ist das vielleicht nicht völlig aus der Luft geriffen, aber auf der anderen Seite bis heute jedenfalls gibt es keinerlei Anzeichen dafür.
 Und gerade Italien und Spanien sollen ja auch sehr von dem Koroda Hilfsform profitieren.
 Insofern, bis lang sehe ich da überhaupt nicht, dass die quasi die Dinge wieder strahltig stellen, sondern die wollen bis lang jedenfalls offensichtlich, dass möglichst schnell es hier zu einer Einigung kommt.
 Also meine persönliche Einschätzung ist Pornungern, haben eine schlechte Verhandlungsposition, einfach weil die EU so viele Möglichkeiten hat dieses Veto zu umgehen.
 Und weil es einfach ehrlich gesagt auch eine extrem schwierig zu begründene Position ist, die sie da haben.
 Also sich gegen die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit zu stellen ist einfach, ja, lässt sich einfach wahnsinnig schwer für argumentieren.
 Und ein ganz anderes fundamentales Argument kommt ja auch noch, ich glaube zum Beispiel von den Grünen im U-Pallement von einigen, die auch sagen, na ja, wir überlegen auch, ob Strafen überhaupt das richtige Mittel ist, um Rechtsstaatigkeit durchzusetzen.
 Ob man es nicht lieber über positive Anregung auch machen könnte.
 Ist die Frage, können wir denn überhaupt mit Strafen mit Geld entzugt durchsetzen, dass Staaten rechtsstaatig werden oder sollten wir es nicht lieber finanziell belohnen, wenn sie es tun?
 Das ist natürlich auch so eine bisschen eine Frage der Perspektive, wenn sie das Geld kriegen, was vorgesehen ist, wenn sie sich rechtzeitig verhalten, dann kann man das ja auch als Belohnung.
 Also das ist, glaube ich, letztendlich ist es einfach nur eine Frage des Framings, ob das Belohnen derjenigen, die selbstverständlich ein Standards einhalten, tatsächlich noch eine Belohnung ist oder ob das nicht automatisch eine Sanktion ist, wenn das nicht einhält, und die Belohnung nicht bekommst.
 Also ich glaube, das ist letztendlich, letztlich ist das ein bisschen Wortklauberei. Also da muss ich sagen, kann ich nicht ganz nachvollziehen, wie man darüber diskutieren kann.
 Die entscheidende Frage ist aus meiner Sicht, wie hältst du es mit der Rechtsstaatigkeit?
 Und da finde ich stehen Polen und Ungarn schon enorm mit runtergelassen und hosen da, deswegen haben wir extra oben diese ungerischen Zeitung zitiert.
 Das sind sehr fadenscheinige Argumente.
 Wir kommen jetzt zu aktuellen Corona-Lage, hier zur Lande, vor allen Dingen die aktuellen Zahlen. Ihr habt ja wahrscheinlich gehört aber so im Überblick, glaube ich, lohnt sich das nochmal so ein bisschen zusammenzufassen.
 Die liegen so in den letzten Tagen bei plus minus 20.000 mal ein bisschen drunter, mal ein bisschen drüber.
 An registrierten Neuinfektionen pro Tag. Ich habe diese Woche eine Pressekonferenz vom RKI vom Robert Koch-Institut gesehen, wo es um Lebenssatzviel, dass sie von der Dunkelziffer von Faktor 4 bis 5 ausgehen.
 Also das tatsächlich jeden Tag 80 bis 100.000 neu infiziert werden.
 Wegen nicht alle getestet und symptomlos und so fallen die halt nicht alle in die Statistik, aber 20.000 werden jeden Tag registriert, an Neuinfektionen.
 Wir sind auf einem relativ stabilen, aber trotzdem sehr hohen Niveau.
 Das ist eine gute Nachricht, weil wir halt dieses exponentielle Wachstum offensichtlich verlassen haben.
 Also wir hatten ja noch von ein paar Wochen eine Verdoppelung, alle weiss nicht x-Tage oder so was.
 Davon sind wir weg, aber wir sind jetzt auch noch nicht so weit, dass die Kurve wieder sinkt und wir wirklich die Zahlen deutlich runter kriegen.
 Ja, ganz genau. Allerdings muss man sagen, sind die Menschen in Deutschland ganz offensichtlich nach wie vor weitgehend oder in der weit überwiegenden Mehrheit an Bord.
 Wenn es darum geht, die Corona bedingten Beschränkungsmaßnahmen ihrer persönlichen Spielräume und Freiheiten mitzutragen, über 70 Prozent sind nach einer aktuellen Umfrage des Spiegel mindestens tendenziell für eine Faktor.
 Der Mindensjälle für eine Verlängerung der bisher gelten Maßnahmen in den Monat de Semmer hinein.
 Genau, dann sind etwa 50 Prozent dafür und 20 Prozent eher dafür und nur 18 Prozent sind tatsächlich dagegen.
 Ich finde das relativ viel.
 Findst du? 18 Prozent, die wirklich ernsthaft dagegen sind, gegen diese...
 Also gut, das ist wie gesagt, das ist eine Interpretationsfrage.
 Aber ich denke trotzdem, dass fast drei Viertel, also knapp über 70 Prozent, die diese Maßnahmen unterstützen und auch für eine Verlängerung tendenziell sind, das finde ich es schon eine relativ solide Mehrheit.
 Ja, das würde ich außerhalb und vor allem nach inzwischen fast einem Dreifittel, ja, wo wir mit mehr oder weniger intensiven Einschränkungen leben müssen.
 Auch nach doch sehr viel kritischer Diskussion finde ich, dass ehrlich gesagt immer noch bemerkenswert viel.
 Denn am Anfang lag die Zustimmung nach meiner Erinnerung, habe ich jetzt noch mal nachguckt, bei um die 80 Prozent, das heißt, also die Zustimmungswerte sind nur ganz minimal abgebrockelt und das trotz der enormen Polemik auch der letzten Wochen.
 Dafür, das spricht ehrlich gesagt aus meiner Sicht vor allem, dafür, dass die Menschen in Deutschland letztlich doch ein bisschen klüger sind als die AfD insbesondere manchmal denkt.
 In dieser Woche haben sich wie geplant die Ministerpräsidenten und die zwei Ministerpräsidentinnen mit Bundeskanzlerin Merkel getroffen um Halbzeitbilanz diese Einschränkungen im November zu ziehen.
 Merkels Plan war recht ambitioniert, also sie wollte Klassen halbieren, sie wollte der Maskenpflicht in allen Schubeln einführen.
 Sie wollte bei jedem Erkältungssymptom 5-7 Tage häusliche Quarantäne und das Bundeskanzleramt hat diese Pläne relativ kurzfristig in der Nacht vor dem Treffen an die Länder rumgeschickt.
 So nach dem Motto hier könnt ihr mal gucken, könnt ihr mal doch vorbereiten, die sind aus allen Wolken gefallen und waren entsprechend verärgert.
 Die Sitzung selber hat dann auch nicht viel gebracht, also die Länder haben ja da weniger gesagt, nee, wir appellieren an alles mögliche und prüfen das aber nächste Woche noch mal, aber richtige Beschlüsse hat es nicht gegeben.
 Und Carl Adlerbach, der Gesundheitsexperte der SPD-Fraktion, sagt, wir verschenken hier Zeit.
 Muss mal abwarten, also ich meine, die Kurve ist abgeflacht, aber sie geht noch nicht nach unten, deswegen könnte man durchaus argumentieren, brauchen wir zumindest noch eine Verlängerung der Masken.
 Ja, das Problem ist ja vor allem auch, dass die Maßnahmen eben nicht nur dazu dien irgendwelche Statistiken zu verbessern, sondern sie haben ja auch ganz konkretes Ziel, die Überlastung des Gesundheitswesens zu verhindern, ins Besondere zu verhindern,
 dass Intensivstation in Deutschland irgendwann überlastet sind und nicht mehr jeden Menschen optimal behandeln können.
 Und wir nähern uns leider diesem Zustand, denn die seit Wochen ansteigende Kurve der Infektionszahlen führt eben mit einem gewissen Nachlauf, also mit einer gewissen zeitlichen Verzörung,
 eben auch dazu, dass immer mehr Menschen auf Intensivstationen behandelt werden müssen und so langsam aber sicher die Betten knapp werden.
 Es gibt inzwischen in einzelnen Krankenhäusern keine Kapazitäten mehr.
 Das heißt, also wir können eigentlich auch nicht damit leben, dass die Zahl konstant bleibt.
 Das geht auch nicht denn dann laufen uns tatsächlich die Krankenhäuser vor, wir brauchen einfach ganz dringend auch ein Absinken dieser neuen Infektionszahlen.
 Ansonsten haben wir irgendwann, ich mal will es ja nicht so unnötig dramatisieren, aber sonst drohen jedenfalls diese berühmten italienischen Verhältnisse, wo einfach Menschen auf den Fluren liegen und keine ordentliche Gesundheitsversorgung mehr möglich ist.
 Jetzt sind es natürlich Zahlen, die wir heute sehen, die spiegeln das Infektionsgeschehen von zehn, irgendwas, 14 Tagen wieder.
 Aber da galten wir Regeln schon. Aber da galten wir Regeln schon und so, es ist halt wirklich eine schwierige Entscheidung.
 Die Politiker-Politikerinnen haben sich vor allen Dingen die Länder erstmal dagegen entschieden, weiter etwas zu verschärfen.
 Das wird dann nächste Woche, glaube ich, nochmal besprochen werden.
 In dieser Woche hat sich aber doch trotzdem substanziell auch materiell was verändert. Da haben wir ja hier in der Lage auch schon öfter darüber gesprochen.
 Auch über diesen einen großen zentralen Kreditpunkt an der Corona-Politik bisher, das ist die Maßnahmen auf zu dünner rechtliche Grundlage auf zu dünn von einem Entgestanden haben.
 Das war eine Kritik und dieser Kritik ist die Regierung und vor allen Dingen das Parlament jetzt nachgekommen und hat ein Gesetz, das Infektionsschutzgesetz erneuert und das dritte Bevölkerungsschutzgesetz wurde jetzt verabschiedet, worum geht's?
 Ja, es wurde in, also es gibt natürlich viele Detailregelungen, aber im Kern wurde ein Neuer-Pagraf 28 A in das Infektionsschutzgesetz eingebaut.
 Also mal die Begriffe klar zu kriegen, dass Infektionsschutzgesetz ist quasi eingesetzt, das ist schon eine ganze Weite, weil es gibt, dass hieß früher mal solchen Gesetz.
 Ja, es ist vielleicht so ein bisschen sprechenbarer Titel, darum geht's im Kern, also die Verhinderung von solchen, die Verhinderung von Infektionen.
 Und was jetzt durch den Bundestag gegangen ist, ist das eine dritte Bevölkerungsschutzgesetz, ist eben kein sogenanntes Stammgesetz.
 Das hinterher quasi auf Dauer irgendwo im Gesetzbuch steht, sondern das ist ein Bündel von einzelnen Änderungen an so angesetzen, die es schon gibt.
 Ja, das muss man sich so vorstellen, in den deutschen Gesetzbüchern gibt's ganz viele Gesetze, die da eben dauerhaft drin sind, das bürgerliche Gesetzbuch, das Strafgesetzbuch, keine Ahnung, die Abgabenordnung und 1.000 der anderer Gesetze, die sogenannten Stammgesetze.
 Und was der Bundestag beschließt, sind typischerweise Gesetze, die diese Stammgesetze ändern, modifizieren, neu verkünden oder oder oder.
 Und das so kommt das zustande. Also wenn man Infektionsschutzgesetz, das gab's schon länger, das bleibt auch jetzt auch uns erhalten.
 Das wird an einigen Stellen ein bisschen nachgeschärft. Und dieses Gesetz, das die Änderung enthält, unter anderem am Infektionsschutzgesetz, aber zum Beispiel auch am Sozialgesetzbuch, was wo es um die Krankenversicherungsteistung geht, dieses Gesetz nennt sich drittes Bevölkerungsschutzgesetz.
 Und genau und die zentrale Änderung, die wir heute besprechen wollen, ist der neue Paragraph 28 des Infektionsschutzgesetzes und der regelt eine neue Rechtsgrundlage für Beschränkungen unserer Freiheiten durch.
 Oder zur Bekämpfung der Corona-Pandemie, und das steht sogar schon in der Überschrift, also diese 28A gilt also nur ganz spezifisch für die Bekämpfung der Corona-Pandemie.
 Wenn irgendwann mal Corona besiegt ist, dann wird der 28A zwar nicht automatisch aus dem Gesetz gestrichen, aber dann ist der quasi Gegenstandslos.
 Ja, da hat er keinen anderen Krankheit um die Erkrankung gekommen, dann kann der erst mal nicht angewendet.
 Da müsste der gegebenenfalls modifiziert werden, jedenfalls so unmittelbar keine nicht angewandt werden. Und ganz interessant ist dabei die Regelungstechnik dieses Paragraphen 28A.
 Also, bis lang war es ja so, finde ich, hat es eben schon gesagt, dass die Rechtsgrundlage für die Corona-Verordnung so ein bisschen dünn war.
 Also technisch funktioniert es so. Angela Merkel und die Chefs der Bundesländer und Chefinnen treffen sich und beschließen irgendwelche Maßnahmen.
 Was da beschlossen wird, hat rechtlich überhaupt keine Bedeutung, sondern Bedeutung hat dann rechtlich nur was die Länder daraus machen.
 Das heißt Angela Merkel und die Länder beschließen was, und dann gehen alle 16 Länderchefs in ihre Regierung und dort werden dann Corona-Verordnung beschlossen.
 Und diese Corona-Verordnung legen zum Beispiel fest, wo meine Maske tragen muss und wenn welche die Ronsdrichtung schulden.
 Diese ganze Geschichte. Das steht in den Corona-Verordnung der Länder.
 So und vor Ordnung allerdings benötigen immer eine Grundlage in einem Gesetz.
 Dafür, der Grund dafür ist, dass Einschränkung von Grundrechten eben nur durchgesetzt oder aufgrund eines Gesetzes möglich sind.
 Verordnungen können nur dann in Grundrechte eingreifen, wenn sie ihrerseits auf einer gesetzlichen Grundlage beruhnt.
 Der Hintergrund dafür ist letztlich das Demokratieprinzip. Ja, gibt es eine Kette von Legitimationen.
 Also wir wählen im Bundestag. Der Bundestag beschließt das Infektionsschutzgesetz. Im Infektionsschutzgesetz steht eine Verordnungsermektigung drin.
 Das ist der rechtliche Titel dafür, ist ein Achtikel 80 des Grundgesetzes geregelt. Und diese Verordnungsermektigung ist dann quasi so eine Art Vollmacht für die Länder.
 Genau, laupten es für die Länder Verordnung zu allassen. Ganz genau. Und da stand halt bisher nur drin, so eine Generalklausel.
 So trifft die zuständige Behörde, die notwendigen Schutzmaßnahmen. Und das ist halt recht allgemein formuliert, wenig Bedingungen, wenig Vorgaben, sondern viel Spirerung.
 Ganz genau. Das ist was heute im Paragraph 28 Infektionsschutzgesetz steht. Und dieser eine dürre Satz, der wurde rangezogen für die ganzen Corona-bedingten Beschränkungen.
 Das haben wir in der Lage viel kritisiert. Das wird aber auch in einer Rechtswissenschaft kritisiert.
 Und jetzt ist halt, und wir haben in der Lage zum Beispiel auch gefordert, da müsste einfach der Bundesgesetzgeber eine etwas genauere Entscheidung treffen, welche Einschränkungen, denn zur Bekämpfung der Corona-Pandemie eigentlich möglich sind.
 Und genau das steht jetzt drin in diesem neuen Paragraph 28 A, der enthält also im Kern eine lange Liste von möglichen Beschränkungen.
 Und damit hat quasi der Deutsche Bundestag als gewählter Gesetzgeber, diese Corona-Beschränkungen in seinen Willen aufgenommen.
 Aber er ordnet ja keine Beschränkung an. Er sagt, er sagt nur unter gegebenen Bedingungen bei so einer Pandemie, besteht die Möglichkeit, diese Beschränkungen zu erlassen.
 Nicht nur die, da kann man auch noch darüber hinausgehen, aber das zum Beispiel werden Katalog, wo wir sagen, kann man machen.
 Genau. Und deswegen dieser neue 28 A führt zu überhaupt keinen Grundreinsangriff.
 Das ist ganz wichtig, sich das Land zu machen. Der führt nicht dazu, dass wir Masken tragen müssen oder nicht mehr ins Restaurant gehen können.
 Also, der hat überhaupt keine unmittelbaren Rechtsfolgen, sondern ist eine Liste von möglichen Beschränkungen.
 Wenn du mal so eine Art Werkzeugkasten für die Länder und aus diesem Werkzeugkasten können sich die Länder dann bei ihren Corona-Verordnung bedienen.
 Das interessante fand ich ja auch noch, dass es in diesem Prozess ja durchaus Änderung gegeben hat.
 Also das waren sehr schneller Prozests. Das ging alle schneller, sagen wir gleich noch was dazu, aber wie das bei gesetzen so ist.
 Es gibt eine erste Lesung und dann wird das also im Bundestag verhandelt. Und in aller Regel wird das dann in die Ausschüsse verwiesen.
 So nach dem Motto, wir haben ja noch Fragen zu klären, dann gibt es halt ein zuständigen Gesundheitsausschuss, redet noch mal darüber, da sitzt ein Parlamentarier, Parlamentarier drin, dann gibt es vielleicht noch mal eine Anhörung.
 Und da gab es Kritik. An bestimmten Punkten und diese Kritik wurde dann in das Gesetz aufgenommen und dann bei der zweiten und dritten Lesung, die in der Regel in einem Rutsch durchgeführt wird.
 Und nach der dritten Lesung ist es dann halt beschlossen und Bundesrat musste auch noch zustimmen. Genau, der Bundesrat musste auch noch zustimmen.
 Und so dann kommt es halt zum Bundespräsidenten, wird unterschrieben und ist im Gesetzblatt. Aber in dieser Phase zwischen der ersten und zweiten Lesung gab es Änderung.
 Und die Kritik wurde aufgenommen. Zum Beispiel gibt es jetzt eine Garantie, dass die Gäste-Listen von Rost de Rons nur für die solchen Bekämpfung benutzt werden dürfen und nicht von der Polizei.
 Genau, das war ja eine Frage, eine Rechtsfrage, die wir auch in der Lage diskutiert haben. Und da gab es ja viel Kritik, dass wir Polizei gelegentlich mal diese Gäste-Listen beschlagen haben.
 Da haben wir hier die Polizei in Schutz genommen, weil wir einfach gesagt haben, ne, also ist das halt im Strafprozess recht. Die Polizei muss alle möglichen Beweise nutzen.
 Die können nicht einfach die Augen zu machen, wenn es da Beweismittel gibt. Und es gab eben bislang keine klare Regelung, die es verboten hätte, diese Gäste-Listen auch für die Strafverfolgung zu nutzen.
 Das ist jetzt in der Novelle des Infektionsschutzgesetzes enthalten. Das heißt, da gibt es jetzt eine klare Zweckbindung. Und damit ist klar, Gäste-Listen dürfen tatsächlich nicht mehr beschlagnommen werden.
 Es ist ein klarer Rechtsstaatlicher Fortschritt. Außerdem differenziert der Paragraph 28a des Infektionsschutzgesetzes, sagen wir mal zwischen antikoronat-Standardmaßnahmen und besonders Grundrechtsintensivenmaßnahmen.
 Es gibt andere Maßnahmen, die wirklich nur im absoluten Notfall eingesetzt werden dürfen, wenn sonst wirklich gar nichts mehr hilft.
 Also beispielsweise Einschränkungen von Demonstrationen und von Gottesdiensten oder auch Einschränkungen für Besuche in Pflegeheim und Krankenhäuser.
 Oder Ausgangsbeschränkungen. Also, dass die Leute einfach nicht mehr raus dürfen. Die sind an besonders hohe Hürden geknüpft. Und diese Hürde sieht so aus, dass diese Einschränkung nur zulässig sind.
 Wenn die Eindämmung der Covid-19-Pandemie sonst zitat erheblich gefährdet wird.
 Also, mit anderen Worten, wenn man merkt, die antikoronat-Standardmaßnahmen, die nicht sogar wir in den Maßnahmen reichen, nicht aus.
 Und wir haben das Gefühl, das klappt hier alles nicht mehr. Die Koordinipanemie läuft uns aus dem Ruder.
 Nur dann dürfen Demonstrationen verboten werden, Gottesdienste verboten werden oder Ausgangsbeschränkung oder Verbote von Besuchen in Pflegeheim und Krankenhäuser.
 Ich finde, der Gesetzgeber hat da schon gezeigt, dass man sich der verschiedenen Grundrechtsangebussqualität bewusst war.
 Dann ist auch neu, dass die Länderrechtsverordnung begründen und befristen müssen.
 Also begründen insbesondere ist neu, dass konnten sie bisher auch schon tun.
 Haben auch manche Länder getan. Manche nicht. Und diese vier Wochenfrist ist schon sehr streng.
 Also, die Corona-Einschangungsverordnung dürfen immer nur vier Wochen gelten. Die können natürlich verlängert werden.
 Und so sollte der Landesgesetzgeber als Verorgungsgeber sich darüber mindestens alle vier Wochen mal Gedanken machen, ob die Regeln überhaupt noch weiter gelten sollen.
 Also da finde ich, das muss man so deutlich, dass ein Rechtsstaatlich sehr, sehr viel verbessert.
 Und insbesondere hat sich da aus einer rechtsstaatlichen Perspektive, jedenfalls nichts verschlechtert.
 Und dass es umso überraschender als es ja eine riesen öffentliche Diskussion gab, also so in Corona-Skeptikergruppen, Artida Hildmann, wie sie alle heißen.
 In dieser Corona-Skeptiker-Szenen gab es eine riesen Welle. Gegen dieses Gesetz, da wurde sogar vom Ermächtigungsgesetz gesprochen.
 Und so. Und da bin ich schon ehrlich gesagt sehr irritiert, wie man auf diesen Gedanken kommen kann.
 Aber es gibt natürlich auch so für den einen oder anderen Kritikpunkt, auf dem man mal eingehen muss.
 Also das eine ist, warum ging das so schnell?
 Ja.
 Also wir hatten doch jetzt so lange Zeit, uns darüber Gedanken zu machen und diese Kritik, dass diese ganzen Maßnahmen auf so dünn rechtlichen Fundament stehen, die ist nun auch nicht ganz neu.
 Warum wird dieses Gesetz jetzt so schnell verabschiedet?
 Ja, also das muss man natürlich sagen. Ich teile die Einschätzung, dass das besser schon im Sommer passiert wäre.
 Wir haben das in der Lage ja auch schon vor Monaten angeregt, dass das doch mal passieren sollte.
 Und ich denke, das ist letzten Endes der Gesetzgeber einfach so ein bisschen verpennt hat. Und nun haben sie irgendwie gemerkt, das wird eng und zwar insbesondere auch deswegen, weil es Gerichtsentscheidungen gab, wo erhebliches Gapses anklang, ob der 28 wirklich noch ausreicht.
 Und auf der anderen Seite schafft diese Neuregelung auch die Voraussetzung für Impfzentren. Und nun steht ja Gott sei Dank wohl eine Antikoronung Impfung vor der Tür.
 Und dem Entsprechend möchte man einfach die gesetzlichen Voraussetzungen schaffen, beispielsweise dafür, dass die Kosten einer solchen Impfung von den Krankenkassen übernommen werden.
 Also da gab es objektiven gewissen Zeitdruck, aber ich teile die Kritik insofern, als man das besser im Sommer, so diese diesen 28 A mit den differenzierten Corona-Maßnahmen, den hätte man vor Monaten eigentlich schon erlassen können und müssen.
 Beseitigung von Grundrechten durch § 28 A ist auch noch ein Vorwurf. Was meint er?
 Ja, da gibt es so einen Text von Ken Jepsen und Heiko Schrank und so. Na die meinen, das 28 A als solches Grundrechte, die gebaseitige, ich muss gestehen, ich weiß überhaupt nicht, wo dieser Gedanke herkommt.
 Wie gesagt, der Gesetzgeber regelt nur diesen Werkzeugkasten, die Länder machen was draus. Also es gibt vielleicht so ein Missverständnis.
 Und das hat aber letztlich vor allem rechtstechnische Gründe. Also dieses Gesetz ist Dritte Bevölkerungsschutzgesetz enthält verschiedene Artikel.
 Ja, das ist immer so, wenn ein Gesetz viele Stammgesetze ändert, dann ist quasi jede Änderung eines Stammgesetzes in einem eigenen Artikel drin.
 Und so und im Artikel 7 dieses Gesetzes jetzt steht drin, dass das ganze Gesetzeswerk mit all seinen Artikeln bestimmte Grundrechte einschränkt.
 Und das haben jetzt Leute, die sich offensichtlich mit Juristereinig so wahnsinnig gut auskennen, so verstanden, dass dieser Artikel 7 einfach bestimmte Grundrechte pauschale Außerkraft setzen wollte.
 Dazu muss man sagen, das wäre verfassungsrechtlich schon gar nicht möglich, Grundrechte mal eben so abzuschaffen durch ein einfaches Gesetz.
 Und das ist auch nicht der Sinn dieses Artikel 7. Dieser Artikel 7 verfolgt ausschließlich den Zweck, das sogenannte Zitiergebot zu erfüllen.
 Das Zitiergebot ist eine regelliche Artikel 19 Absatz 2 unseres Grundgesetzes und die heißt Sinngemäß, wenn der Gesetzgeber ein Gesetz erlässt, das Grundrechte einschränkt.
 In diesem Fall zum Beispiel 28 A, dann muss er einfach quasi rein schreiben in dieses Gesetz.
 Liebe Leute, ich weiß, ich schränke mit diesem Gesetz Grundrechte ein. Das hat quasi so eine Advarenfunktion, Erinnerungsfunktion für den Gesetzgeber.
 Das ist nur so ein "Hallo", "Du machst hier was Grundrechtsreibandes". Das bedeutet nicht, dass der Artikel 7 selber Grundrechte abschafft, sondern das bedeutet nur, der Gesetzgeber erfüllt dieses sogenannte Zitiergebot, was eine formelle Voraussetzung ist, damit das ganze Ding verfassungsgemäß ist.
 Das haben die entweder nicht verstanden hier, kennen und ko, oder sie haben das zwar verstanden, haben es aber bewusst falsch dargestellt, um damit zu hetzen und zu sagen, hier werden Grundrechte abgeschafft.
 Da muss man wirklich sagen, Leute, guckt weniger YouTube, ganz ehrlich. Lasst euch nicht irritieren davon, was irgendwelche Leute auf YouTube verbreiten, sondern fragt Menschen, die sich mit so etwas auskennen und kein Jurist wird ernsthaft behaupten, dass der Artikel 7 Grundrechte abschafft.
 Dann ist natürlich noch diese ganze Nummer am Mektigungsgesetz und willkommen in der Diktatur.
 Ich würde sagen, da muss man nicht so furchtbar lange überreden. Das ist ein total demokratischer Prozess, der ist vielleicht hier und da ein bisschen schnell abgelaufen, aber es ist ein freigewähltes Parlament. Es gibt Demonstrationen. Es gab eine super breite Debatte.
 Es ist jetzt klarer und legitimer geregelt, was die Länder dürfen, die Gerichte sind weiterhin in der Lage gegen Verordnung vorzugehen. Also da ist alles gewahrt, was man wahren kann.
 Und wer sagt, das sei ja der Weg in eine Diktatur, glaube ich, der sollte nochmal Wikipedia kurz Diktatur nachlesen.
 Ich glaube auch, das ist wirklich völlig absurd. Man muss dazu ja auch noch mal sagen, also du hast gesagt, für die Maßnahmen beschließt der demokratisch gewählte Bundestag als Vertretung des Volkes.
 Aber selbst bei einer Volksabstimmung, die wir jetzt nicht haben auf Bundesebene, aber selbst bei einer Volksabstimmung würde dieses Gesetz hier durchkommen.
 Etwa drei Viertel der Menschen finden ja das Corona-Beschränkung grundsätzlich eine gute Idee sind. Im gesagt 70% sind dafür, dass die Maßnahmen jetzt noch in den Dezember verlängert werden und bei Umfragen, ob grundsätzlich Corona bekämpft werden soll, sind die Zustimmungsquote noch ein Tick höher.
 Also 70% bis drei Viertel der Leute finden das grundsätzlich richtig. Das heißt, also selbst bei einer Volksabstimmung würde vermutlich nichts anderes dabei rauskommen.
 Einen Punkt muss man eigentlich sagen, für den hat es du noch ausgeramen. Die SPD hatte eigentlich Ursprünglich noch ein bisschen mehr Parlament gefordert.
 Das fand ich noch so die Bedenkenswerteste Kritik, wo ich dachte, ja das finde ich ist schon irgendwie nachvollziehbar. Die SPD hat also mehr Parlamentsvorbehalt gefordert.
 Das klingt so ein bisschen abstrakt, aber gemeint ist damit ja die Regierung, die Exekutive in den Ländern, die erlassen Verordnung.
 Okay, manchmal muss es halt schnell gehen, aber zumindest sollten die Parlamente hinterher oder nach einer gewissen Zeit gefragt werden.
 Sag mal hier, wir haben in dieser Einschränkung erlassen, stimmt doch mal drüber ab. Und wenn dann nach einer Woche drüber abgestimmt wird und das wird abgelehnt, dann ist das halt wieder vorbei.
 Also dass dem Parlament auch, wenn es schnell gehen muss, zumindest hinterher irgendein Art von Mitsprache und nicht nur Mitsprache, sondern auch richtig substanziellem Eingriffsrecht gewährt wird.
 Ja, also ich glaube da muss man, muss man zunächst mal sagen, die Beteiligung der Parlament hat natürlich auch einfach Nachteile, weil sie nämlich viel länger dauert als ein Beschluss, ein Beschluss einer Landesregierung.
 Aber es ist nach Artikel 80 Absatz 4 des Grundgesetzes durchaus möglich, dass er auf Landes eben, diese Verordnungsermektigung nicht von der Landesregierung wahrgenommen wird, sondern von dem jeweiligen Landesparlament.
 Das heißt also, es steht in Ländern völlig frei, dass nicht die Landesregierung entscheidet, sondern dass auf Landes eben, dass der Landesgesetzgeber, das Parlamentsport, Artikel 4, 80 Absatz 4 Grundgesetz heißt nämlich, soweit durch Bundesgesetz oder aufgrund von Bundesgesetzen, Landesregierung ermächtigt werden, rechtsverordnung zu erlassen, sind die Länder zu einer Regelung auch durch Gesetz befuckt.
 Auf Deutsch, das, was im 28-A-Infektionsgesetz steht, nämlich Verordnung können, also 28 und 8 nicht a zusammen, Verordnung können lassen werden und insbesondere diese und jede Maßnahmen sind möglich, das können die Landesregierung tun, aber das können auch die Landtage tun.
 Und können die Landtage sich das selber auch sozusagen nehmen, wie es ist, sie haben das recht schlicht und ergreifend.
 Das steht ausdrücklich im gesetzlichen Grundgesetz drin. Bodo Rammelow ist ja immer jemand, der sehr fährsichtig ist, mit solchen Verordnung, beispielsweise in Turing, wenn jetzt Bodo Rammelow keine so eine Verordnung allassen will ausgründen, dann kann das Parlament sagen, doch machen wir.
 Das ist dann keine Verordnung, sondern es ist ein Gesetz, aber die Grundrechte ein, nehmen uns die in 28 A, gucken in die Liste und allassen ein Gesetz, wenn jetzt aber wenn es umgekehrt ist, Bodo Rammelow sagt doch, ich mache eine Verordnung als Regierung und das Parlament sagt, nö.
 Dann kann, also das ist letztlich eine Frage des Turinger Verfassungsrechts, das habe ich hier nachgeguckt, aber im Zweifel würde ich mal denken, könnte dann der Turinger Landtag eine Verordnung der Landesregierung im Zweifel überstimmen.
 Das ist letztlich eine Frage enorm hierarchie, dass ein Landesgesetz in der Normiearchie einfach über einer Verordnung der Landesregierung steht.
 Und zum zweiten haben wir ja in allen deutschen Ländern quasi eine parlamentarische Demokratie, wo der jeweilige Regierungschef von der Parlamentsmehrheit abhängig ist. Also in einem Präsidialsystem wie in USA, wo der Präsident über eine eigene Legitimation am Parlament vorbei verfügt, könnte es dazu einen Konflik kommen.
 Aber wenn Bodo Rammelow jetzt auf Dauer vor Ordnung erlassen würde mit seiner Landesregierung, die mit den Parlaments willen, euren Turing nicht vereinbar wäre, dann könnte das Parlament in Jahren verabwählen, könnte ja einen neuen Ministerpräsidenten wählen.
 Das heißt also wegen die Frage, die du angeschnitten hast, ist letztlich im deutschen System, wo die Regierung vom Parlament abhängen, um vom Parlament getragen werden, glaube ich, eine theoretische Frage.
 Also diesem Konflikt wird es in der Praxis nicht geben, ja, weil ja, Punkt.
 Aber jedenfalls finde ich deswegen diese Kritik aus zwei Gründen problematisch, also zum einen, wenn man sich wirklich die Effizienz frage stellen kann, ob das nicht vielleicht eine ganz gute Idee ist, wenn Corona-Maßnahmen konkret schnell von der Regierung getroffen werden, auch innerhalb von paar Tage angepasst werden können.
 Und zweitens, wenn man den wirklich auf landesebene meint, das ist einer parlamentarischen Legitimation durchgesetzt, bedarf, dann kann man das so machen.
 Haben wir noch hier Kritikpunkte, die wir noch nicht erwähnt haben, frage ich mich.
 Ja, also man könnte noch mal ganz kurz die Kritik von Herrn Papier aufgreifen, der sagt, das seien Persilschein.
 Papier der war mal Richter am Bundesverfassungsgericht.
 Residenzucker. Und er sagt, dieses Corona-Gesetz-Salzit hat ein Persilschein für die Regierung. Persilschein heißt so ein bisschen freibrief.
 Ich glaube, die Regierung kann mehr oder weniger machen, was sie will.
 Ja, es ist schon sprachlich, missraten, weil ein Persilschein eigentlich eine nachträgliche Reinwaschung ist.
 Also, historisch kommt dieser Begriff Persilschein aus der unmittelbaren Nachkriegszeit.
 Nämlich aus der... das kann man bei der Glinger mal kurz erklären, aus der Endnazifizierung. Also die Besatzungsmächte in den vier Besatzungszonen in Deutschland wollten den Deutschen mal so ein bisschen auf die Finger gucken,
 wer wie verstrickt war in das NS-Regime. Und deswegen gab es sogenannte Spruchkammern, die entschieden haben, wie belastet Menschen sind.
 Von unbelastet bis schwer belastet oder so gab es da so Kategorien. Und wenn man von diesen Spruchkammern entlastet wurde, dann gab es da eben so ein kleines Zettelchen.
 Und das wurde dann im der Umgangssprache als Persilschein bezeichnet. Daher kommt dieser Begriff Persilschein.
 Das ist also eigentlich der Begriff dafür, dass man eben nach hinein für eine problematische Handlung sich wieder gesund schreiben lässt.
 So kann man da auch...
 Da schlesen, dass die Regierung jetzt ein Gesetz durch den Bundestag bringt mit der Regierungsmehrheit, was Maßnahmen die vorher schon umgesetzt wurden, nachträglich legitim.
 Nee, das ist aber nicht die Wirkung dieses Gesetzes, das wirkt mich für die Zukunft. Ich glaube, Papi hat sich einfach im Bild vergriffen.
 Auf das Papi, meint ist dann sogenannte Blankoscheck.
 Also, ich glaube, das Bild, das er meinte, ist Blankoscheck. Also auf Deutsch die Regierung kann auf der Grundlage von 28 A-Infektionsschutzgesetz machen, was sie will.
 Und da würde ich sagen, nein, das... Nieß gegen einen Papi, ich schätze den persönlich sehr, ist ein total netter Gär.
 Sehr angenehm, man, aber er ist eben jetzt eben auch ein älter Statesman. Und wie soll ich sagen, ne?
 Also, ich tauchte schon auch gerne in der Presse auf, so will ich es mal formulieren. Und ich finde, mit dieser Kritik übertreibt das so ein bisschen, denn zum einen kann die Regierung eben nicht machen, was sie will.
 Ganz im Gegenteil. Also gerade abhagern auf 28 A-Infektionsschutzgesetz, liestet Maßnahmen auf und stellt auch insbesondere strenger Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit von Corona-Verordnung.
 Und insofern ist von... Denke ich von einem Blankoscheck nicht die Rede sein. Die anderen Punkte haben wir glaube ich erwähnt. Eine Sache ist mir noch total wichtig.
 Das habe ich auch bei dieser Vorbereitung gemerkt, aber wir lesen auch gerade noch mal ins erneuerbare Energiengesetz, hatte dir ja auch noch was angemerkt.
 Da kommt noch was. Da kommt noch was, da leese ich mich auch gerade quer und durch und hier und da.
 Es ist total schwer, bis nahezu unmöglich.
 Ein für Menschen lesbaren Gesetzestext zu finden, wenn dieses Gesetz noch nicht verabschiedet ist und veröffentlicht im Bundesgesetzmaschid.
 In diese ganzen Entwurfe für Änderungen von Gesetzen, wie zum Beispiel erneuerbare Energiengesetz, wie zum Beispiel dieses Gesetz zum Schutz der Bevölkerung, was unter anderem das Infektionsschutzgesetz ändert.
 Die sind für Menschen, für nicht juristen, unlesbar. Das steht einfach drin in Paragraphen.
 Ich leese das mal vor, weil wir das im Bekönnest nochmal konkret machen.
 Also der Grund dafür ist, dass diese Gesetze, die der Bundestag beschließt, wenn es kein völlig neues Stammgesetz ist,
 es eben in sogenannte Änderungsgesetze sind und die enthalten eine lange Liste von Änderungsbefehlen und die beziehen sich halt immer auf das Gesetz, was gerade schon in Kraft ist und sind auch nur relativ dazu verständlich.
 Das heißt dann zum Beispiel so, will kühlig jetzt mal reingeskreuert. Paragraphieren 20 wird wie vor geändert.
 A, Absatz 1 wird wie folgeändert. A, A, InSatz 1 werden die Wörter zum 30. Juni 2020 gestrichen. B, B. InSatz 2 wird das Wort "Setzt" durch das Wort "Kann" und das Wort "Ein" durch das Wort "Ein berufen" ersetzt.
 B, Absatz 2, Satz 1 wird wie folgeändert. A, A folgende Nummer 1 wird vorangestellt und so weiter. So geht das endlos. 50 sein. Unverständlich. Könnte genau so gut chinesisch sein.
 Und ich würde sogar so weit gehen, dieser Art der Veröffentlichung und Kommunikation von geplanten Gesetzesänderungen ist demokratieffeindlich.
 Letztlich. Weil es die öffentliche Debatte darüber massiv und total unnötig erschwert.
 Leinen, die mal gucken wollen, worum geht es da eigentlich? Die Stoßen auf diese Gesetze und sagen, ja, und soll ich nur machen.
 Ja, genau. Und das ist das, das ist ja nicht nur theoretisches Problem. Philipp, das du ansprichst, das passiert ganz konkret. Also in dieser Diskussion über dieses dritte Befürkonschutzgesetz,
 wenn ich, ich hab, hatte dazu am Dienstag so ein Auftritt bei Instagram Live, mit Louisa Della, an der bekannten Instagram Influencerin.
 Wir haben so eine drei, vierte Stunden über das Gesetz gesprochen, weil Louisa mich angehauen hat. Louisa sagte oder Lou,
 Lou hat mich angerufen und gesagt, was auf. Ich krieg hier von meinen Followerinnen, sind fast alles weiblich, krieg ich ohne Ende Verschwörungserzählungen und die beruten zu einem guten Teil darauf, dass die Leute versucht haben, das Gesetz zu lesen.
 Und das ist nicht zu lesen. Dann verstehst du nicht. Also ich habe ja nur ein Juristudiert beschäftigt, mich seit 20 Jahren mitgesetzt.
 Ich krieg das so mit viel Mühe irgendwie hin. Aber auch ich muss dann quasi immer den jetzt geltenen Text nehmen und mir überlegen, okay, hier wird das eingefügt.
 Was kommt dann dabei raus? Ist unglaublich komplex, das versteht kein Mensch und diese Komplexität führt dazu, dass die Menschen vor unsichert sind.
 Das ist eine völlig überflüssige Verhinderung der Debatte und wir brauchen einfach eine bessere Kommunikation an dieser Stelle.
 Und wir haben zwei Vorschläge. Für alle Männer, Frauen, Menschen, die im Parlamentsbetrieb, im Ministeriumbetrieb unterwegs sind im Kanzleramt, nehmt euch das mal vor.
 Erstens, es sollte einfach die Paragrafen so aufgeschrieben werden, wie sie nach der Änderung aussehen sollen.
 Genau, also nicht mehr. Nach dem Wort X wird der Halbsatz Y eingefügt, sondern der Paragraf 28 sieht nachher folgnermaßen aus.
 Das geht auch heute schon. Also es gibt auch heute schon in dieser Rechtssetzungstechnik, ja, durch aus den den Satz der Paragraph So-and-So wird wie folgt gefasst.
 Und geht man sollte eigentlich auf die sogenannten Änderungsbefehl einfügen, anfügen, Trailer komplett verzichten und ausschließlich Gesetz in Würfe schreiben, die der lauten der Paragraph So-and-So wird wie folgt gefasst.
 Außerdem sollte in der Einladung jede Gesetz hat so eine Einladung, so eine Begründung, warum gibt sie es Gesetz, was kostet das und so. Da sollte einfach eine Zusammenfassung dessen stehen, was im nachfolgenden Gesetz geändert wird.
 Ja, das steht aber schon in der Begründung gibt es ja heute schon. Begründung gibt es schon, aber die Änderungen nicht. Die wesentlichen Änderungen, die sozusagen gemacht werden sollen, die werden oben nicht zusammengefasst.
 Der Stichwort dafür ist die sogenannte Synopsie, also so eine Tabelle, wo man auf der einen Seite sieht, was heute im Gesetz steht und wo man auf der anderen Seite sieht, was geplant ist, was dieses Gesetz vorsieht und wo dann die Änderungen bitte schön fett drin stehen.
 Also auf Deutsch wir wollen, dass es nur noch Paragraphen gibt, die oder nur noch Gesetzes-Gesetze gibt, die sagen, so soll der Paragraph aussehen und dass zum zweiten immer eine Synopsie mitgeliefert werden muss von den Ministerium oder von der Bundesregierung, in der man genau sehen kann.
 Und genau sehen kann, heutiger Stand, neuer Stand. Genau. Und technisch ist das auch überhaupt kein Problem, wird in diversen Text basierten Techniken, Programmierung und so andauernd gemacht, sogenannte Difts.
 Das ist der eine Text, das ist der andere Text und es wird irgendwie menschlich lesbar hervorgehoben, was sind die Änderungen, was soll gelten.
 Also das kann man technisch wirklich gut machen und das ist zwingend notwendig. Und es vermeidet auch Fehler. Man muss ja mal ganz ehrlich sagen, bei dieser, bei dieser große liegen komplexen Rechtssetzungstechnik, wie ich sie gerade eben kurz zitiert habe, wie wir die heute haben.
 Passieren ja auch den Profis in den Ministerien reihenweise viel. Das passiert ständig, dass die Verweise nicht stimmen, dass die Buchstaben falsch sind, dann fehlt ein Buchstabe, dann ist ein Buchstabe doppelt belegt.
 Das verstehen die Leute selber nicht mehr, ne. Aber teilweise ist es leider auch so, dass diese komplexe Regelungstechnik bewusst eingesetzt wird, um zu verschleiern, was man eigentlich will.
 Also da ist ganz großer Champions uneereich, das Bundesministerium des Innern für Bau und für Heimat. Wenn die mal wieder einen Grundrechtsverletzungsgesetz zum Segen und Wohle der Geheimdienste ins Parlament einbringen,
 dann ist das regelmäßig so formuliert, dass man kein Wort mehr versteht. Und die machen das aber natürlich absichtlich, die wollen ja auch, dass man nicht versteht, was passiert.
 Aber das kann in einer Demokratie, wo nicht der Maßstab sein. Also ich finde, wir müssen einfach dazu kommen, dass Gesetzesvorschläge so gemacht werden, dass man sie versteht und um das mal so ein bisschen praktisch zu machen.
 Also das ist ehrlich gesagt kein Problem. Ich habe eben schon angedeutet, es gibt ja quasi so eine Rechtssetzungstechnik. Wie schreibt man eigentlich Gesetzinwürfe?
 Und das ist natürlich in Deutschland auch ganz genau definiert. Dafür gibt es das sogenannte Handbuch der Rechtsförmlichkeit.
 Ja, muss man sich mal auf der Zunge zergehen lassen.
 Ich darf mal am Nachtisch natürlich.
 Also ja, es verständlich ist bei dir schon ausgeflädert, Philipp, weil du das mal zum Anschlaufen liehst.
 Ja.
 Und das ist also wirklich ein bemerkenswertes Ding, kann man auf der Seite des Bundesjustizministeriums herunterladen.
 Dieses Handbuch der Rechtsförmlichkeit ist letztlich quasi so eine Betriebsanleitung für das Schreiben von Gesetzen enthält Hunderte von Einzelnen, Landen und wie man das macht.
 Und man ganz ehrlich, die Hälfte davon könnte entfallen, wenn man diese komplexe Regelungstechnik sich schenkt und einfach nur sagt, der Paragraph so und so wird wie folgt gefasst.
 Und die Sache mit der Syn... das könnte man also problemlos ändern, muss das Bundesjustizministerium nur wollen und das zweite Ding, also das immer in der Begründung eine Synopsie mitgeliefert werden muss.
 Das könnte man in der gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesregierung kurzfristig regeln. Das ist die sogenannte GGO.
 Ja, die Arbeit, die wie der Name schon sagt, ist das quasi die Sammlung der Spielregeln für die Zusammenarbeit der verschiedenen Bundesministerium mit dem Bundeskanzleramt.
 Und da müsste man an Verregeln.
 Es ist eine Synopsie mit Zulieferpunkt aus Ende und ganz ehrlich im Interesse der Transparenz und Nachverziehbarkeit unserer Demokratie sollten wir diese wenigen Stündchen in den Ministerien investieren, die das kosten würde.
 Wir haben noch eine kleine Klarstellung zu machen. Aus der letzten Lage, da hatten wir gesprochen über den Impfstoff, den Pfizer und das deutsche Unternehmen zusammen entwickelt hat.
 Da gab es einfach Unklarheiten, die ihr auch moniert habt bei der Schilderung. Was haben wir eigentlich zu halten von der Aussage 90% Effektivität?
 Deswegen ist hier nochmal der Reihe nach, was da drunter zu verstehen ist. Die haben also um diesen Impfstoff zu testen, insgesamt gut 44.000 Personen sich rausgesucht und diese Personen in zwei Gruppen geteilt.
 Umgefähr 22.000 haben den Impfstoff bekommen, wurden also mit dem Geimpft, die anderen 22.000 haben Salzwasser bekommen, also einen Placebo, ohne jegliche Wirkung.
 Und dann wurde also gewartet, dass sich die Leute mit COVID-19 infizieren. Und das ist jetzt also so 170 Menschen haben sich in beiden Gruppen zusammen infiziert.
 In der Placebo-Gruppe haben sich 162 Menschen infiziert und in der Gruppe die Geimpft wurde, haben sich 8 Menschen infiziert.
 Und weil die Gruppen zufällig ausgelost wurden und im übrigen unter vergleichbaren Umständen leben, geht man davon aus, dass der Unterschied 8 aus der einen Gruppe infiziert, 162 aus der anderen Gruppe infiziert, auf dem Impfstoff beruht, das ist die Annahme dabei.
 Genau, und es gibt diese Double-Bleinprinzip, also keiner wusste, hat er den Impfstoff bekommen oder hat da Placebo bekommen. Und auch die, die Geimpft haben wussten nicht, was sie impfen.
 Also, dass da wirklich so eine Double-Blein-Situation ist. Und so ist diese Effektivität von letzte Woche 90 Prozent jetzt sogar 95 Prozent, weil diese Zahlen sich halt weiterentwickelt haben, entstanden.
 Genau, und das berechnet man so 8 durch 162 mal 100. Also 8 von den Geimpften sind krank, geteigt sich die 162 Menschen aus der Placebo-Gruppe und dass mal 100 gibt 95 Prozent oder 94, irgendwas.
 Genau, jetzt noch die schöne neue News, auch ein weiterer Konzern Moderna, hat einen Impfstoff durchaus sehr erfolgreich getestet mit einer ähnlichen Effizienz 94,5, das in den letzten Tagen ist mehr oder weniger vergleichbar.
 Auch das Bauprinzip mit diesen RNA-Baustein ist ähnlich wie der von BioNTech. Der einzige Unterschied, den ich so hab feststellen können, ist der Impfstoff von BioNTech und Pfizer muss bei -70-80 Grad Celsios transportiert und gelagert werden,
 was die Logistik natürlich erheblich komplexer macht, dieser Impfstoff von Moderna kann wohl bei Kühlschranktemperaturen relativ stabil gehalten werden und macht das Ganze natürlich leichter zu handeln.
 Wobei ich mir zum Beispiel auch vorstellen könnte, dass man da dann vielleicht auch lernen könnte von einander.
 Möglicherweise lässt, dass ist jetzt meine persönliche Spekulation, ich bin in kein Impfstoff-Expert. Aber möglicherweise kann ja BioNTech auch noch ein bisschen nachsteuern und kriegt den eigenen Impfstoff auch quasi stabiler.
 Also Moderna, glaube ich, bildet sich sehr viel darauf ein, dass Sie in den letzten Jahren genau darauf hingearbeitet haben, nämlich Impfstoffe und Medikamente zu entwickeln, die bei relativ hohen in anführungszeichen Temperaturen stabil sind.
 Also so ganz einfach scheint das nicht zu sein. Eine Sache noch, wir haben jetzt über die Wirkung gesprochen. Also wie wirksam ist dieser Impfstoff bei diesen Tests, vor allem in der Phase 3 von Medikamenten, wird da auch nicht nur geguckt. Wirkt der Impfstoff, sondern wirkt der auch ohne große Nebenwirkung.
 Und da muss man der Verständigkeit halt be sagen, bisher in diesem Versuch in beiden Versuchen sind keine gravierende Nebenwirkung aufgetreten.
 Das sind 44.000 Leute bei dem einen, das ist eine Menge, aber es ist halt noch nicht die Realität mit Millionen von Geimpften.
 Aber so, wie das sich jetzt darstellt, gibt es danach erst mal keine großen Probleme mit Nebenwirkung.
 Ja, das klingt erst mal natürlich sehr gut. Auf der anderen Seite muss man sehen, was mit den Späntfolgen möglicherweise ist.
 Es kann man auch nicht sagen, weil die Menschen ja erst vor ein paar Wochen geimpft wurden. Also es gibt nach wie vor gewisse Restrisiken.
 Das muss man deutlich sagen. Auf der anderen Seite sagt Christian Drossen, leiter der Virologie, ja in der Charitene-Berlin in dem Info-Corona-Update-Podcast.
 Zitat würde mich impfen lassen, sofort ohne, wenn und aber. Also er geht davon aus, dass dieser Impfstoff sicher ist und würde sich selber das zumuten, vielleicht aus seinen Kindern.
 Und ich persönlich kann das für mich auch nur sagen. Also ich muss ganz ehrlich sagen, dass die das Risiko Corona zu bekommen scheint mir im Vergleich zu der Impfung doch wesentlich gravierender.
 Wir kommen zu den Leuten, die sich wahrscheinlich nicht impfen lassen würden, einfach so.
 Wahrscheinlich. Ja.
 Ja, die haben sich vom Brandenburger Tor aber auch an anderen Orten in Berlin versammelt, um gegen die sogenannten Corona-Maßnahmen zu demonstrieren.
 Und zwar ganz konkret gegen die Novelle des Infektionsschutzgesetzes. Wir haben eben gerade das rechtlich schon analysiert, obwohl dieses Gesetz für dich unbedenklich ist.
 Wir haben über 10.000 Menschen, es ist gut und richtig gefunden, dagegen in Berlin zu demonstrieren. Die Zahlen beruhen jetzt auf einer Schätzung der Berliner Morgenpost. Die Menschen, die da demonstriert haben, waren wieder eine relativ bunte Mischung.
 Also klar, Impfskäptiker*innen hat Philipp Gratchen angesprochen. Corona-Leugner*innen auf der einen Seite aber auf der anderen Seite haben sich darunter gemischt auch wieder und haben möglicherweise auch maßgeblich logistisch mitgearbeitet, rechts extremist*innen und auch Politiker*innen von der AfD.
 Das heißt, also da Mischen sich tatsächlich wieder Menschen, die sich einfach ernsthaft sorgen machen, ob nun begründet oder nicht mit Menschen, die einfach aus ideologischen Gründen sowieso ein Problem haben mit der freierlich demokratischen Grundordnung.
 Gut, und diese Demonstrationen konnten grundsätzlich stattfinden, nicht direkt vor dem Reichstag, das ist verboten worden, aber grundsätzlich konnten sie in Berlin in der Nähe des Regierungsviertels stattfinden.
 Und das obwohl natürlich von Anfang an es wieder zu massiven Verstößen gegen die Auflagen kamen, also insbesondere Verstößen gegen die Maskenpflicht, aber auch Verstößen gegen das Gebot entsprechend Abstand zu halten.
 Das sieht man nach offenzalosen Filmaufnahmen, dass es also eine Demonstration war, wie wir sie sonst 2019 uns vielleicht vorgestellt hätten ohne Masken unabstand.
 Und zugleich kam es dieses Mal und das ist ein Nervung, glaube ich, so weit ich das Überblicke für eine Corona-Skeptiker in Demo oder Querdenken-Demo zu massiver Gewalt auch gegen die Polizei.
 Also diesmal konnte ich keine Rede sein von einer Kumpanei zwischen diesen Inigal demonstrieren unter Polizei, knapp 80 Bedienstete der Berliner Polizei sind verletzt worden und dementsprechend auch ca. 365 Menschen in Gewahrsam genommen worden.
 Das war alles andere als eine friedliche Demo. Ich würde allerdings sagen, Philipp, die Polizei in Berlin hat einen ziemlich guten Job gemacht.
 Ja, also das ist zumindest der Eindruck. Wir haben auch mal mit 1-2 Leuten gesprochen, die vor Ort waren, Kollegen, Kolleginnen und Kollegen.
 Und es waren ungefähr 2000 Beamte und Beamten im Einsatz. Sie haben die Berichterstattung auf der einen Seite ermöglicht.
 Auf der anderen Seite haben sie auch die Demo ermöglicht und nach offensichtlichen und wiederholten und über längere Zeit andern und den Verstößen dann irgendwann die Demo auch aufgelöst.
 Und das auch nicht mit, wir rücken jetzt mit Räumpanzern an und schlagen euch alle Windelweich, sondern mit einer stetig steigenden Eskalation.
 Sie haben also Wasserwerfer eingesetzt, aber die Wasserwerfer nicht direkt auf die Leute gehalten, was sehr schmerzhaft ist und sein kann, sondern sie haben die Leute mehr oder weniger von oben beregnet und nass gemacht und haben so eine Strategie gefahren.
 Irgendwann wird sie einfach zu kalt werden und diese aufgelöste Demo, die nicht mehr gestattet ist, dann irgendwann auch verlassen, was dann auch so passiert ist.
 Es hat auch keine Fälle zumindest gegeben, die ich gesehen hätte oder gelesen hätte, wo, wie das in Leipzig passiert ist, Leute quasi Polizeiabschmerung durchbrochen haben und dann irgendwo wieder rumgelaufen sind.
 Und es kam wohl auch nicht zu gravieren Übergriffen auf die Presse, das scheint ja auch ein echtes Plus zu sein.
 Das ist der Berliner Polizei gelungen, ist auch die Pressefreiheit wirklich durchzusetzen.
 Also ich habe da wirklich den Einzug, dass das sich wohl schon abhebt, ehrlich gesagt von dem Demonstrationsgeschehen in Leipzig über das wir in der vergangenen vorgeberichten muss.
 Es geht. Das ist glaube ich die Botschaft, man kann eine Demo organisieren und bis wir eine Demo so ablaufen lassen, dass die Pressefreiheit gewahrt ist auf der anderen Seite, wie gesagt, massive Folgen für knapp 80 Menschen, die bei einer Polizei arbeiten.
 Das muss man schon auch mal sehen. Trotzdem würde ich denken aus der rechtstaatlichen Perspektive, ist diese Demo von der Berliner Polizei wirklich gut gehandelt worden.
 Ich finde auch diesen Wasserwerfer einsatzgut. Also da ist man da eben die Menschen, die sich quasi der Anordnung wieder setzen, dass die Demo aufgelöst ist und dass sie doch bitte mal gehen sollen, dass man die so eine aerosolbehandlung unterzieht.
 Mit so einem Sprühnebel.
 Das ist natürlich jede Menge Witze, dass die jetzt quasi zwangstilf werden. Der neue Impfstoff da schon drin ist.
 Das fand ich auserlustig. Ich finde es gut. Jetzt gibt es natürlich auch Menschen auf Tötter, die sich irgendwie aufregen, so nach dem Motto keine Anung.
 Wenn das der schwarze Block gewesen wäre, dann wäre der niemals mit Samthandschuhn angefasst worden.
 Ja, ist wahrscheinlich so, dass die Polizei im Zweifel gegen den Demo ist ganz anders vorgeht. Da gibt es einen wirklich vielen Beispielen hoch.
 Ja, das ist nicht an den Punkt. Die Polizei wäre gegen eine linke Demo völlig anders vorgegangen. Ich glaube, da muss man sich nichts vormachen.
 Aber auf der anderen Seite finde ich muss man sich dann die Frage stellen, wo ist die Kritik angebracht?
 Und ich finde ehrlich gesagt, ist wir sollten nicht kritisieren, dass jetzt gegen die Corona-Spinnerdemo mit verhältnismäßigen Mitteln vorgegangen wird.
 Wir sollten eher uns überlegen, dass die Polizei doch bei anderen Demos bitte schön auch nur auf Sprühnebel sind.
 Okay, Punkt. Also deshalb habe ich mir noch so rauskopiert hier. Vor der Demo wurde halt zu dieser Demo aufgerufen mit einem Text wie am Mittwoch volle Friedenspower in Berlin.
 Friedenspower. Nach dem Wasserwehrvereinsatz in Frankfurt meinen, zitat dürfte nun abermals allen klar sein, dass es bei Corona nicht um die Verhinderung von Krankheiten geht.
 Das Ganze nicht zu unserem Gesundheitsschutz ist, sondern der vierte Weltkrieg von NATO und Konzernen am Mittwoch entscheidet sich, ob das Regime in den totalen Bürgerkriegen uns Menschen gehen wird.
 Zitatende. Und da kann ich nur sagen, wer damit läuft, ist selber schuld.
 Ja, und wer der mit läuft, der unterschreibt so was. Das ist ja immer das Problem bei den Demos. Ja, da kann man dann immer sagen, ich bin ja selber nicht rechtsextremen oder ich bin ja gar nicht bei der AfD oder so.
 Aber ganz ehrlich, wenn man zu so einer Demo geht, die eben maßgeblich organisiert mitgetragen wird von Rechtsextremisten und anderen Verfassungsfeinden, dann unterschreibt man das eben.
 Und da mache ich auch die Differenzierung nicht mit, ja, ich bin ja anders drauf.
 Genau, und der Verfassungsschutz wird im Spiegel zitiert, hat die Sorge, dass solche Verschwörungserzählungen als Brücke zum klassischen Rechtsextremismus dienen können als eine Art Einstiegstrote.
 Das sieht man ja auf diesen Demos, ne? Dass da eben sich diese Gruppen, die Gott sei Dank gesellschaftlich zunächst mal wenig in der Anzutunam,
 dass die dann eben um eines Gemeinsam oder vermeintlich gemeinsam zielstwill, nämlich irgendwie Kritik an den Corona-Maßnahmen, dann doch gemeinsam auf eine Demo gehen und es da dann doch irgendwann überschneidung gibt.
 Also ich muss ganz ehrlich sagen, mir macht das vor allem deswegen große Sorgen, weil man an dieser Demo erkennen kann, dass sich zwar einige Leute ernsthaft Sorgen machen,
 auch wenn die aus meiner Sicht rechtstaatlich unbegründet sind und auch aus Sicht der gesellschaft für Freiheitsrechte,
 also wir gucken uns das ja schon sehr genau an, wir sind jetzt jetzt nicht meine Privatmeinung alleine, sondern wir sind da mit dem ganzen großen Team der Meinung, das ist rechtstaatlich in Ordnung groß und ganzem, was da abgauf.
 Das sind die einen Leute, die sich ernsthaft Sorgen machen und denen ich im Grundsatz quasi gute Motive unterstellen würde, also Sorge um den Rechtsstaat,
 auch wenn die in diesem Fall glaube ich unbegründet ist, aber das sind eben nicht alle. Es gibt eben auch viele Leute, die da mit demonstrieren und vor allem auch viele Leute, die da im Hintergrund die strippen ziehen,
 denen es einfach nur darum geht, unsere Demokratie zu unterminieren, zu destabilisieren und die Demokratie als solches zu schwächen und das finde ich wirklich gefährlich.
 Und ich habe mich auch selber bei dem Gedanken, hey, da sind jetzt 10,20,30.000 Leute, die große Mehrheit unterstützt diese Maßnahmen und bei diesen 10,20.30.000 Leute, die da auf die Straße gehen, da sind halt ein paar verlorenen Seelen dabei, die glauben, dass die NATO den 4. Weltkrieg ansatteln will.
 Oder Bill Gates oder Bill Gates oder wie immer. Und die reden, die man da hört, der kannst ja nicht ausdenken.
 Gleichzeitig gibt es da drunter aber Leute, die dieses Melieu, die diese Vernetzung, die diese Corona-Pandemie nutzen für ernsthafte, strategische, dauerhafte, Demokratiefeindliche Vernetzung.
 Das hat auch noch mal eine Studie vom auswertigen Amt, also vom deutschen Ausministerium in Auftrag gegeben, ergeben, das wurde durchgeführt vom Counter Extremism-Project, so ein Think Tank gemeinnützig hat die Welt drüber berichtet zuerst und die haben also in sechs europäischen Ländern gewaltorientiert, ein Rechtsextremismus und Terrorismus untersucht und haben dabei festgestellt, dass seit 2014 einen Zitat.
 Neue Führerlose, transnationale, apocalüptisch gesinnte, gewaltorientierte, rechtsextreme Bewegung entstanden ist.
 Die sich über so Narrative der große Austausch und der weiße Genotid und der Tag X, also ist preppanerativ, grenzübergreifend verbunden haben, über viele Millionen Aus verfügen.
 Das schließt sich der Kreis zur Corona-Pandemie, gerade die Corona-Pandemie mache es rechtsextrememöglich, ihre Mobilisierungsbemühungen rund um regierungsfeindliche Verschwörungmüten auszubauen, mit denen die aktuellen Beschränkung kritisiert werden sollen.
 Diese würden als Errichtung eines Polizeistats interpretiert.
 Ich lese das so, dass wir diese Demos sehr wohl im Auge behalten müssen, weil sie sichtbarste Symptom so einer internationalen, rechtsextremen Vernetzung und Solidarisierung und Rekrutierung sind.
 Das ist auch das Gefährliche daran, wenn jetzt einfach nur ein paar Leute, wie du ja richtig Sachsphilib vergleichsweise kleine Gruppe in Deutschland der Meinung wäre, die Corona-Maßnahmen gehen zu weit oder keine Ahnung der 28 Infektionsschutzgesetz ist misraten oder so.
 Damit könnte man als Demokratie erleben.
 Das wäre ja nicht so ein Problem, das wird dadurch zum Problem, dass quasi ausgehend von dieser Diskussion grundsätzlicher Zweifel an der Funktionsfähigkeit und an der legitimität des demokratischen Regierungssystems gesätfert.
 Das ist nämlich dann der Grund der Punkt, wo sich Rechtsextremisten und Corona-Skeptische Menschen treffen.
 Weil die Rechtsextremisten einfach ganz grundsätzlichen Problem mit dem parlamentarischen Regierungssystem haben und er so ein Führerprinzip befürworten.
 Deswegen ist es so gefährlich, weil die Menschen, die sich zunächst einmal gesagt, ja, völlig legitimerweise, wenn auch aus meiner Sicht unbegründeter Weise sorgen machen, um die Einschrank von Grundrechten, wenn die dann quasi eingefangen werden, eingenoordet werden, hin zu einer grundsätzlichen Skepsis an der Demokratie.
 Und die Befürchtung ist halt eben, dass Leute, die erst mal nicht extrem oder extremistisch oder rechts extrem sind, in diesem Milieu bei diesen Demos, bei dieser Vernetzung, durch diese Kommunikation, in die sie dann reingeraten, extremistisch werden, radikalisiert werden.
 Und da brauchen wir nicht 40.000 Leute, die radikalisiert und extremisiert werden, da reichen 10. Wenn 10 von diesen Leuten empfänglich sind und ins absolute extreme Milieu abbrutschen.
 Und dann anfangen Bomben zu bauen? Bomben zu bauen? Dann haben wir ein Problem. Und der Verfassungsschutz durchaus verschiedene Aussagen in diese Richtung sieht das so.
 Und ich glaube, das ist die große Gefahr an diesen Protesten.
 Ja, und in diesem Kontext müssen wir leider auch noch hinweisen auf die wenig rühmliche Rolle, die sogenannte Alternative für Deutschland in diesem Kontext gespielt hat.
 Auch die AfD ist ja immer gut dafür Skepsis zu sehen, gegenüber dem parlamentarischen Regierungssystem in Deutschland. Und in diesem konkreten Fall gibt es den jedenfalls sehr naheligenden Verdacht, dass die AfD störer in das Geborde des Deutschen Bundestages eingeschleust hat.
 Kein Verdacht, die haben es eingestanden. Die ist eingestanden. Gauland hat sich heute in der aktuellen Stunde auch dafür entschuldigt.
 Oh, ja. Und normalerweise können Abgeordnete, also andersrum. Wenn du in den Bundestagswilts brauchst, entweder eine Hausarztweiße, oder du musst eingeladen werden.
 Abgeordnete können bis zu sechs Leute einfach einladen und ohne Namen in den Bundestag bringen. Normalerweise. Normalerweise. Anlässlich der Demo war dieses Besuchsregime eingeschränkt worden. Die Abgeordneten konnten zwar Besucher empfangen.
 Muten diese aber vorher namentlich anmelden. Das haben die AfD Abgeordneten wohl getan. Und auf diese Weise aber drei, vier glaube ich, eine Handvoll von Leuten ins Parlament gelots, die dann im Parlament
 mit Kameras rumgelaufen sind, aber auch Abgeordnete Minister Altmaier angepöbelt haben, beleidigt haben und insgesamt versucht haben, einzuschüchtern.
 Ja, also das ist kein Spaß. Also die stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Katja Masz, beispielsweise Twitter, der am Mittwoch, dass diese von der AfD eingeschleusten Personen unter anderem versucht haben, in Abgeordnetenbüros einzudringen, um dann irgendwie unruhe zu stiften.
 Also das muss man schon ganz ehrlich sagen, wenn eine Partei wirklich quasi krawallos in den Bundestag schleust, um dann andere Abgeordnete einzuschüchtern, das geht einfach gar nicht.
 Die Arbeitsfähigkeit des Parlaments kann man jetzt nicht in dieser Weise in Frage stellen.
 Genau. Und die Abgeordneten, wie gesagt, haben gesagt, ja tut uns leid. Wir werden diese Leute zur Rechenschaft ziehen, sind gemäß. Strategie ist, wir wussten nicht, dass sie sich daneben beneben würden.
 Wir sind davon auch überrascht worden und die Frage ist, hält dieses Argument, da stehen irgendwelche strafrechtlichen Konsequenzen im Raum.
 Das müssen wir aber noch.
 Ja, auf jeden Fall zeigt es doch ein ganz grundsätzlichem Missverständnis, den bei der AfD-Fraktion.
 Aber es gibt noch einen weiteren Nachtrag, Philipp. Wir hatten ja in der vergangenen Zeit häufig Berichte über Missstände in den Schulen, gerade im Kontext der Corona-Bekämpfung.
 Und wir haben uns da nochmal das Thema Lüften angeschaut. Genau. Also das ist jetzt auch, ich will das jetzt hier nicht so riesig nochmal ausbreiten.
 Wir haben uns über das ganze System unter Finanzierung und und und und und, mangelnde Strategie, blah, blah, blah, blah, blah.
 Haben wir uns hier oft beklagt. Jetzt ist natürlich immer noch die Strategie der Kultusministerkonferenz, also letztlich der schulverantwortlichen in der Länder.
 Lüften, Lüften, Lüften, Lüften, Lüften. Ist ja eine gute Idee.
 Ist ja eine gute Idee.
 Und jetzt gibt's halt Streitgespräche, haben wir auch verlinkt zwischen Vertretern des Umweltbundesamtes und Ingenieuren an technischen Universitäten, die darüber streiten.
 Wie lüftet man denn jetzt am besten? Ist es die Stoßlüftung oder ist es die zwei-seitige Lüftung, wo die Fenster und die Türen offen sind?
 Was funktioniert, aber eben, dass der sehr kalt ist oder sagen die Ingenieure, wir können halt zur Belüftungsmaschinen aufstellen.
 Die Kosten dann, wenn sie leise sein sollen und in den Unterricht nicht stören sollen, auch 3500 Euro schnell, pro Stück für alle Schulen sind das dann 1,5 Milliarden.
 Die man ausgeben müsste angesichts der Tatsache, dass man damit wohl den Unterricht tatsächlich auch über den Winter relativ coronashaft durchführen könnte, sei das doch eine Überlegung wert.
 Das finde ich ist alles richtig. Ich wollte aber trotzdem so sagen noch ein Hinweis geben, wie man denn mit dieser etwas misslichen Situation, die sich ja abschliven.
 Die Situation, die sich ja absehbar nicht ändern wird, praktisch ein bisschen umgehen kann. Und das aus dem ganz eigenen privaten Bereich mein Sohn hat eine kleine CO2-Ampel gelötet, also so ein quadratisches Plastikkestchen mit einer LED drin und im CO2-Sensor.
 Der aber so ein bisschen equivalent spiegelt, wie gut ist eigentlich die Luftqualität aktuell?
 Die Idee dabei ist, dass man die Errosole als solche nicht messen kann. Aber wenn in einem Raum schlecht gelüftet ist, dann steigt einfach der CO2-Gehalt in der Atemluft.
 Deswegen ist dieser CO2-Gehalt quasi so ein Proxy, also so eine Art Anzeige, Wert, die man relativ leicht messen kann. Und wenn der CO2-Wert steigt, dann spricht es dafür, dass das so schlecht gelüftet wird und dann sollte man dringend mal lüften, denn dann sind vermutlich auch die Errosole inzwischen angesamen.
 Genau. Und gelödet hat man so ein das im Verstehbahnhof, also einem sehr interessanten Projekt, einen kleinen Hacker-Space, nördlich von Berlin, aus dem Lande.
 Auf dem Lande in Fürstenberg total süß in einem alten Bahnhof.
 Ja. In einem alten Bahnhof. Und die Anleitung für die CO2-Ampel haben wir natürlich verlinkt und Kontakt zum Projekt findet ihr auch in den Show-Nodes.
 Ich finde nur interessant, dass ich das am Anfang ein bisschen unterschätzt habe. Ich dachte, na ja, gut, dann lötet man halt so eine Ampel und Huckers. Tatsache ist aber, sagt man so, dass das durchaus ein Effekt im Schulbetrieb hat.
 Also, dass sich die Richter, die ich jetzt fast gesagt, die Lehrer und Lehrerinnen tatsächlich dann errichten. Und alle Schüler immer auf die Ampel gucken, wann es sie grünen, wann es sie gelben.
 Und jetzt ist sie rot und dann ist sie rot und alle Rennen zum Fenster und Reißen das Fenster auf. Also, das scheint durchaus eine Anzeige zu sein und es ist natürlich alles viel schneller rot als man so denkt.
 Ja. Ja.
 Viel länger als 15 Minuten sitzt sie nicht in einem Raum.
 Ach, so schnell stellt jetzt CO2.
 Das deckt sich aber auch mit interv justisch gelesen ab von Ingenieuren, die sich über Luftbewegungen und Raumlüftungen und so auslassen, die sagen.
 Ja. Ein gut besetzter Raum nach 15 Minuten hast du schlecht geluft. Primaig.
 Also, ich zuebsche auch nicht gedacht. Aber ganz interessant, dazu gibt es auch eine sehr gute Visualisierung von L-Paris, der spanischen, glaube ich, Tageszeitung, die aber ein Artikel auf Englisch geschrieben hat, indem so schematische Darstellung sind, tatsächlich, wie sich Corona, Viren und Errosole ausbreiten in verschiedenen Orten unter verschiedenen Bedingungen und wie hoch die Infektionsverscheinlichkeiten und so sind.
 Ich packen wir auch in die Shownotzen, außerordentlich spannender Text. Ich glaube, der war sogar schon in den Shownots vor 1,2 Wochen.
 Wir haben ihn wussten, ich explizit erwähnt. Packen wir noch mal rein.
 Ja.
 Ja, so viel zum Thema Corona und Schulen und jetzt haben wir noch mal eine kleine Unterbrechung für euch.
 Werbung.
 Wir bleiben ein bisschen beim Thema, wenn wir jetzt alle unsere Kontakte runterfahren sollen und Kontakte vermeiden wollen.
 Da ist es natürlich immer eine gute Idee, eigentlich online auch einzukaufen und zwar auch Lebensmittel.
 Da sparten sich den Weg zum Supermarkt, da gibt es ja auch Kontakte, wenn auch nur kurz, aber ihr müsst eben nicht in Supermarkt und ihr könnt online bestellen.
 Die Frage ist natürlich aber, wo soll man das machen?
 Zumal, das ja auch nachhaltig sein soll. Denn die meisten Angebote haben ja dann irgendwie so eine schnelle Auswahl von irgendwelchen Standard-Supermarktprodukten.
 Man produziert jede Menge Müll, weil das alles Mikroverpackungen sind.
 Es gibt eine Alternative, die heißt Koro, Koro-Drogen-Rie-Punkt-DE.
 Da solltet immer vorbeischauen, die wollen Nummer eins in Europa werden als Anbieter für haltbare Lebensmittel.
 Haben aber jetzt schon eine Riesenauswahl.
 Also das reicht wirklich von allem, was man so im Haushalt verzehren kann, Brutaufstriche, Öle, Mele, Nüsse, Getreide, Adventskalender, Trockenfrüchte, Kaffee, auch Süßigkeiten, auch Fleischalternativen.
 Also so ja geschnitzelt ist. Und so, auch wirklich speziell Produkte wie Spinat-Polver.
 Und so findet ihr da, ihr findet aber auch Mixer, um das alles zuzubereiten, auch Brot-Drogen, um das alles zu lagern.
 Koro ist natürlich, das hört man einen Traum für Vegetarierinnen und Veganerinnen, aber auch für Menschen, die Fleisch essen wollen.
 Findet sich da eine Menge.
 Und jetzt ist natürlich die Frage, man weiß nicht genau, was man mit Spiruliner-Polver und Spinat-Polver alles kochen kann.
 Deswegen gibt es zu diesen ganzen Produkten Rezepte und vor allen Dingen auch Datenblätter, wo also genau drinsteht, welche Stoffe in diesen Produkten so enthalten sind.
 Die Leute von Koro haben sich viel Gedanken auch gemacht, wie das Ganze nachhaltig funktionieren soll.
 Deswegen wollen sie ihre Produzenten fair bezahlen, sie wollen Müll vermeiden und das Klimaschützen.
 Und deswegen versuchen sie direkt bei den Produzenten einzukaufen und sie nutzen eben simple Großverpackungen, die also nicht irgendwie multiplastikmäßig eingepackt sind, sondern ein Plastik, eine Großverpackung.
 Minimiert halt den Müll, den man auch recyceln kann und das Ganze zu wirklich fairnpreisen.
 Ihr könnt die Preise noch weiter reduzieren, indem ihr euch 5% Rabatt besorgt mit dem Gutscheincode Lage der Nation.
 5% Rabatt auf alles mit dem Gutscheincode Lage der Nation.
 Und da Koro-Drogerie.de findet ihr auch alles in den Schonortz.
 Werbung?
 Ja, willkommen zu unserem nächsten Thema und werfen noch mal einen Blick nach Afrika.
 Und zwar ganz genau nach Ethiopia, wäre schon länger die Lage der Nation hört.
 Der weiß vielleicht noch, dass Philipp da vor einiger Zeit mal gewesen ist.
 Ja, absolut.
 Ich kann nicht auch nur empfehlen.
 Also ein wunderwunderwunder, ein schönes Land mit viel, viel Kultur.
 Riesig groß, auch groß Entfernung.
 So 110 Millionen Einwohner in Ostafrika.
 Aber ich kann das immer früher aus Sternen, Hungers, Noten, Worüste, Dürre.
 Das ist eine unfassbar vielfältige, grünes Land mit hohen Bergen und eine reichhaltigen Wanderwegen.
 Also man kann da wahnsinnig viel machen.
 Genau, im Karte findet übrigens auf euer Telefon.
 Genau, aber wir sind natürlich in jetzt kein Urlaubspot.
 Nee.
 Philipp, deswegen stellt sich die Frage, warum interessiert uns das denn jetzt eigentlich?
 Und wir wollten auch das quasi so als Frage an die Redaktion.
 Also, wir haben ja so ein bisschen vor die Klammer ziehen.
 Also natürlich kann man immer sagen aus humanitären Gründen.
 Da ist es auch.
 Deswegen kann es ja natürlich aus humanitären Gründen schon mal interessieren.
 Was ist da los?
 Wie geht es dir Menschen vor Ort?
 Das ist für mich persönlich eine spannende Frage.
 Aber Philipp, das hat ja möglicherweise auch Relevanz für Europa über die humanitäre Seite hin.
 Ja, klar.
 Ich meine, wir reden natürlich hier viel über Migration, Wanderbewegung, Globalisierung und die Probleme, die Europa damit entweder hat oder sich auch macht.
 Und da hängt natürlich viel an der Frage, wenn es darum geht, Fluchtursachen zu bekämpfen, bekämpfen, dann heißt das unter anderem zu versuchen solche Kriege, wie sich da gerade anbauen oder sei es auch regional konflikte irgendwie in Griff zu kriegen.
 Und ich finde es halt auch, aber auch anderen aus anderen Gründen noch interessant.
 Also, ah, war ich da und man hat natürlich dann anderen Bezug.
 Aber also das war ganz lange ein Land, wo auch Diktaturherst und so.
 Und dann kam aber vor zwei Jahren ein Mensch da an die Macht, Abie Ahmed, wo viele hingekuckt haben und gesagt haben,
 "au, das ist interessant." Der kam so aus Geheimdienstkreisen, machte aber riesene Form und öffnete das Land und da galt dann so, als so der Stern am afrikanischen Demokratie himmel und wird jetzt alles gut und wird etopienetzen Demokratie, dann hatte auch noch diese...
 Die Grenzen geöffnet und Frieden geschlossen mit Eritrea, so ein Land, mit dem sie vor 20 Jahren Krieg hatten.
 Und als ich da war, war da auch wirklich tolle Stimmung, die Leute waren super optimistisch und so. Und dann hat er auch den Friedensnobellpreis gekriegt, da Abie Ahmed 2019.
 Und dann haben wir immer alle drauf geguckt und gedacht, "ok, ist das der Beginn der großen Demokratierung Afrikas?"
 Und dann muss man aber sagen, bei diesen Reformdienern angestoßen hat er halt die, bis da inherschende Elite entmachtet und das war halt eine Minderheit, die Tigray, die hat er entmachtet.
 Die sind jetzt im Norden des Landes und Abie Ahmed selber gehört halt eine andere Bevölkerungsgruppe an.
 Und die Spannung haben sich halt über die letzten zwei Jahre aufgebaut und nun sind diese beiden Gruppen also im Krieg die etobische Amé von den Romo geführt von Abie Ahmed mit den Tigray im Norden Dagnals jetzt.
 Genau und das ist, muss man ehrlich sagen, im Grundein Bürgerkrieg war da sicher innerhalb dieses ein landes Etopien abspielt.
 Und wir wollen diesen Konflikt uns jetzt noch ein bisschen genauer anschauen und haben uns deswegen mit einer Expertin verabredet und zwar begrüßen wir in Gespräch mit der Lage der Nationen Annette Weber.
 Sie ist Forscherin bei der Stiftung Wissenschaft und Politik hier in Berlin und hat sich auf ihr Spezialgebiet Horn von Afrika, also eine bestimmte Region in Afrika spezialisiert.
 Herzlich willkommen, Frau Weber.
 Ja, los.
 Sagen Sie mal, Frau Weber, wir haben das ja aus unserer Perspektive so ein bisschen skizziert, warum uns dieser Konflikt interessieren sollte. Wie ist das aus ihrer Perspektive? Warum sollen sich unsere Höhren hören mit diesem Thema beschäftigen?
 Ja, da gibt es viele Antworten, aber eine schließt letztendlich daran an, was sie beschrieben haben.
 Also ich habe auch mehrere Jahre in Etopien gelebt und genau diese Hoffnung, diese Öffnung und dieses fantastische Land.
 Diese Hoffnung, die die letzten Jahre letztendlich bestimmt hat, dass es einen Grund, warum es das interessieren sollte. Gerade weil es eben möglich war, diese auch sehr junge Bevölkerung nach vorne blicken zu lassen.
 Es gab die Vorstellung, dass wir jetzt endlich, also ich spreche jetzt aus Perspektive der jungen Äthiopier und Äthiopierinnen, dass jetzt endlich beteiligt werden an Entscheidungen, die ihre Zukunft betreffen.
 Und ich glaube, das ist einfach eine Stabilisierung, die ganz wichtig ist. Wir haben in der Region ein Prozess im Sudan, wo das eben auch gelungen ist und diese Stabilisierung, das ist für Deutschland, das ist für Europa wichtig in mehreren Hinsicht.
 Zum einen, weil es unser Nachbarkontingent ist, zum anderen, weil das Horn von Afrika direkt an unsere Haupthandelsrote mit Asien liegt, die durch das Rote mehr führt.
 Und zum dritten, sie hatten es angesprochen, letztendlich die Migrationsfrage und die Migration oder die Leute, die aus dieser Region zu uns kommen, das sind nicht die Leute, die aus den Kriegsgebieten zu uns kommen, sondern das sind die Leute, die z.B. aus Irritere zu uns kommen, wo eben weiterhin Diktatur herrscht.
 Also sind genau diese Probleme, wenn junge Menschen nicht mitbedacht werden, wenn sie keine Zukunft sehen, die sie dann aus ihren Ländern treiben.
 Und ich glaube, deswegen sollte uns das, was im Augenblick in Etiopien passiert und ja auch schon auf die Nachbarländer übergetreten ist, eben sehr wohl interessieren.
 Vielleicht sollte es uns auch interessieren, weil Etiopien ein Stabilisat vor in dieser Region war, weil es das wichtigste Land in der Region ist.
 Sie hatten schon davon gesprochen, uns hat die meisten Einwohner, das ist der Sitz der afrikanischen Union, auch das eine Organisation, die multilettere Lismus vertritt und letztendlich zu unseren Verbündeten für Europa und für Deutschland ist Etiopien ganz, ganz wichtig.
 Ja, aber dann schauen wir doch noch mal ein bisschen genauer auf diesen Konflikt, der jetzt innerhalb Etiopien ausgebrochen ist.
 Wie würden Sie den eigentlich beschreiben? Ist das im Kern ein ethischer Konflikt zwischen den Uromo und den Tigray oder gibt es da politische Hintergründe oder so zu ökonomische Hintergründe für diesen Konflikt?
 All of the above. Also ich glaube, es hat alles drei, spielt eine Rolle, Auslöse des Konfliktes, allerdings wirklich ein Machtkonflikt.
 Also Sie hatten das ja auch gerade schon berichtet, die Elite, die das Land, fast 30 Jahre, beherrscht hat die TPLF, also die Tigray befreiungsfront, die sehr schlechter mit klar gekommen ist, diese junge Uromo letztendlich jetzt die Regierung im Land vor zwei Jahren übernommen hat,
 weil sie eben selbst für sich beansprucht quasi die richtige oder die einzig richtige Vertretung für dieses Land zu sein. Also die TPLF, um die es jetzt geht, hat eben 91 die große Militärdiktatur überrand, also ein riesen Militärstand der sehr, sehr klein geredet, Gruppe TPLF gegenüber, und Sie sehen sich weiterhin eben als legitime Regierung letztendlich.
 Also es gibt so ein Machtkampf, das ist das eine und es sind natürlich auch ethniere Ausländer-Setzungen und Konflikte, die beschränken sich aber gar nicht so sehr auf die Region, die wir gerade im Kriegstzustand sehen, sondern die haben schon, ich würde sagen schon seit einem Jahr in Äthiopien massiv um sich gekriffen. Also wir beobachten seit vielen Monaten ethniere Ausländer-Setzungen, Pogrome gegen Nachbar-Edenien, die eben nicht nur in Tigray und quasi zwischen TPLF und Uromia oder zwischen TPLF und der Amharag,
 die direkt anschließt stattfinden, sondern zwischen sehr, sehr vielen Gruppen. Ich habe Proteste im Sommer, nach den Monate lang das Internet gesperrt war, tausende politische Oppositionsführer in ins Gefängnis gekommen sind.
 Und dort hat sich eben schon gezeigt, dass wirklich in Dörfern gezielt die Häuser von Familien, die eben nicht der eigenen Ethniere angehören, abgebrannt wurden.
 Also dieses Problem herrscht eben schon länger und ist weiter verbreitet in Äthiopien. Und ich glaube diese Kombination zwischen dem aktiven Krieg in der Tigray-Region und diesen ethniischen Ausländer-Setzungen, das macht es gerade so brandgefährlich.
 Jetzt ist ja, das ist so eine viel Völkerstaat, da gibt es ja sehr orwehend nicht nur die Tigray und die Uromo, sondern auch noch andere Völker. Und die Frage ist jetzt ja, diese Spannung, die herrschen, davon gibt es mehrere Konflikte im Land, jetzt ist in einem, das in den bewaffneten Konflikt eskaliert.
 Und die Frage, die man sich erstellt, ist damit dieses Demokratie-Experiment beendet. Gleitet der Staat jetzt wieder in so ein autokratisches System, was minderheiten mit Waffen unterdrückt. Was denken Sie?
 Also ich denke, diese Gefahr besteht gerade ganz massiv. Ich glaube, es ist noch nicht zu spät, aber ich glaube, die Gefahr besteht gerade ganz massiv.
 Ich glaube, die sind nicht nur, was ich gerade schon angesprochen hatte, wegen der ethischen Progrume, die wir in verschiedenen Landesteilen sehen, sondern eben auch, weil die Leute, die einen Namen haben, der darauf hinweist, dass sie aus Tigray kommen, werden letztendlich gerade aus dem Staatsapparat entlassen, werden aus der Armee entlassen, werden aus den Medien aus allen möglichen Berufszweigen.
 Und das letzte, letztendlich ethische Säuberung ist das falsche Wort, aber gibt es quasi einen Angriff auf Menschen, die aus dieser Region einfach kommen, ob sie jetzt mit der TPLF was zu tun haben oder nicht.
 Und ich glaube, das sind natürlich sehr, sehr schwierige Vorzeichen, wenn man sich überlegt, dass das wieder zurückgedreht werden müsste.
 Und wir sehen auch kein Interesse der beiden kämpfenden Fraktionen, also der Regierung und der TPLF an einen Dialog, also jetzt tatsächlich zu einem Waffenstiltern zu kommen, noch nicht mal der Zugang, der humanitäre Zugang für die Zivilbevölkerung, der jetzt natürlich ganz dringend notwendig wäre, noch nicht mal dazu möchte man sich bewegen.
 Also wenn das sich weiter so verherrte, dann wird dieses Experiment immer schwieriger wieder aufzunehmen sein.
 Aber was wäre denn jetzt zu ihrer Einschätzung, was die Reaktion Europas sein könnte? Also wenn Sie denken, dass die Europäische Union oder auch Deutschland einfluss nehmen kann auf die Situation vor Ort und falls ja, wie könnte dieser Einfluss sinnvollerweise aussehen?
 Also ich denke, das tut sowohl die EU als auch Deutschland bemühen sich darum, bemühen sich auch darum, Gesprächskanäle aufzubauen, bemühen sich darum Dialog bereit schafft zu eroeren, bieten an quasi auch Vermittlungsthetigkeiten aufzunehmen.
 Wie gesagt im Augenblick, gibt es darauf keine positive Antwort aus Ethiopien. Aber ich glaube, man darf dann nicht nachlassen. Also ich glaube, es ist für die Europäer ziemlich klar, dass dieser Krieg militärisch nicht gewonnen werden kann.
 Dazu sind die Kräfteverhältnisse, obwohl es einen sehr, sehr kleine Bevölkerungsgruppe, 6% der Gesampeverkungen sind. Die Machtverhältnisse und die militärischen Verhältnisse sind sich zu ähnlich.
 Wir sprechen in Tigray von 250.000 Truppen, die auf der Seite der TPLF stehen. Wir sprechen von 140.000 Aufseiten Abiachmits, aber wir sprechen auch von der Lufthoheit und Drohnen, die Abiachmitsverfügung hat.
 Also das deutet alles darauf hin, dass es ein sehr langer Kampf und ein sehr blutiger Kampf werden wird. Und von daher ist es wirklich auch weiterhin wichtig daran zu bleiben, also jetzt vor allem den Humanitären Zugang einzufordern.
 Und das vielleicht auch deutlicher und eben anhaltender zu fordern. Und zumal sie hätten das voraus gesagt. Also dieses Land ist wirklich aufgebliet.
 Es hat auch dazu geführt, dass das Europa sehr viel bessere, engere Beziehung, auch Entwicklungszusammenarbeit, Investitionen, den Ethiopien stattfinden.
 Also es gibt auch ein direktes Interesse der Europäer, dass dieses Land eben nicht in einen Krieg abgleitet und viel mehr auch, dass diese Region nicht in ein Zepfall geht.
 Das wäre vielleicht noch die abschließende Frage. Solche Kriege sind ja einerseits für das Land selber und diese Bevölkerung und Menschen, die dort vor Ort leben, natürlich eine Katastrophe in aller Regel.
 Aber solche Kriege und seien sie auch eine Regional-Destabilisier, hier häufig sind eine ganze Region. Also da sind jetzt ja schon tausende von Menschen in den Sudan geflogen.
 Und die Irriterea ist eine Diktatur an der Küste, wo sich eine Entspannung angedeutet hatte, inwiefern kann denn dieser Konflikt die ganze Region da stabilisieren und neue Wanderungsbewegungen auslösen?
 Also das sehen wir ja schon ganz ganz massiv. Sie hatten gerade von Sudan gesprochen, sie sind über 30.000 Leute in den letzten Tagen in den Sudan geflogen. Im Sudan vielleicht erinnert man sich daran, gab es vor einhalb Jahren eine Revolution.
 Und der Sudan ist eine sehr fragile Transition auf einem guten Weg, tatsächlich auch nicht nur zu Demokratie, sondern auch zu Beteidigung aller mögliche Bevölkerungskruppen.
 Also etwas, was es unbedingt zu bewahren gilt, wenn die jetzt 100.000 von Flüchtlingen in ihre sehr prekern Wirtschaftslage aufnehmen müssen.
 Und bei diesen Flüchtlingen natürlich auch quasi die ethischen Spannungen aus Ethiopiaien in Sudan mitwandern.
 Dann ist da schon mal von der großen Distabilisierung zumindest das auszudan auszugehen. Wir haben auch Kenntnis darüber, dass Truppen der Ethiopia die in Somalia für die Stabilisierung und für den Kampf gegen die gehystische Alche Baben eingesetzt sind, abgezogen wurden und an die Front verlegt wurden.
 Also auch Somalia wird sicherlich darunter leiden, dass dieser Krieg jetzt in die Kreise ich abspielt und natürlich die Frage, was bedeutet das in Zukunft für das Verhältnis etiopien-Iriterea?
 Es ist klar im Augenblick, dass ihre Trieraufseite Abiahmitz steht. Aber wenn das ein langer Kriegsverlauf ist, dann wird natürlich auch ihre Trier in Mitleidenschaft gezogen und ihre Trier ist ja nicht nur eine Diktatur, sondern eben auch in Land aus dem sehr, sehr viele Menschen fliehen, auch nach Europa fliehen.
 Weißelt da keine Zukunft sehen und wenn das dort sich noch mehr verschlechtert, dann ist es durchaus ein Grund zu besorgen, das auch für uns.
 Ja, ganz herzlichen Dank. Das war im Gespräch mit der Lage der Nation an der TV-Berforscherin bei der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin. Ganz herzlichen Dank vor, wie bei der Sie Zeit hatten für dieses Interview.
 Danke an Sie!
 In dieser Woche hat ein weiterer Autogipfel stattgefunden. Da ist nicht so furchtbar viel, warum gekommen wir können das ja mal kurz aufgliedern.
 Also 3 Milliarden Euro in die Autobranche in die deutsche Fliesen, 1 Milliarde wird gesteckt in die Verlängerung der E-Auto-Premier. Die sollte ja, glaube ich, nächstes Jahr enden oder dieses Jahr.
 Ich weiß jetzt gerade nicht genau jedenfalls, wo sie verlängert bis Ende 2000. 25, wo man also beim Kauf eines Elektroautos, einige 1000 Euro dazu bekommen kann, heftig vom Steuerzahler bezahlt und heftig und Steuerzahlerin und der Zählfte von der Autoeindustrie.
 Es werden auch Plakinhübride finanziert. Das ist sicherlich ein Kritikpunkt. Dann fließt eine Milliarde in die Lkw-Branche, die 15.000 Euro so eine Abwackbrähmier bekommen sollen.
 Wenn Sie sich aktuelle Diesellastwagen kaufen und dann soll auch Geld in die Ladeinfrastruktur fließen, da muss man halt mal abwarten, was davon passiert.
 Ich finde, es ist richtig, die Elektroautos weiter zu fördern, das scheint ein großer Erfolg zu sein. Also die Zulassungszahlen gehen, falls deutlich nach oben.
 Ja, glaube ich, das kann man mal festhalten.
 Ja, ich habe vor kurzem mal ein Autohändler in Berlin angemeldet wegen eines Elektroautos, weil ich mich mal informieren würde, ich habe nie eine Anfall bekommen.
 Also entweder haben die in etwas überall friggens BAM-Filter oder sie sind so ausverkauft, dass sie nicht mal mehr Antworten werden, kundeschreibt.
 Ja, also das finde ich sicherlich eine gute Idee. Auch wieder mit dem Hinweis verbunden. Insgesamt ist es natürlich nicht geholfen, wenn jedes existierende Auto durch eine Elektroauto ersetzt wird.
 Sondern wir müssen natürlich insgesamt weniger Autos haben, aber trotzdem brauchen wir natürlich Autos.
 Und die sollten Nachmöglichkeit elektrisch sein. Das andere ist, sollen wir noch Steuergeld in Verbrenner stecken?
 Sollen wir ECWs 15.000 Euro Steuergeld geben, wenn sie Verbrenner aktuelle zahlen?
 Ich sehe es irgendwie nicht. Aber ich würde sagen, lass uns das fast jetzt nicht ganz gut aufmachen, da hängt so viel dran.
 Also ich fieh dran, aber ich das ist eine prinzipielle Frage. Ich würde sagen, nein, gerade, weil gerade diese Last Autos und so gut mit Wasserstoff fahren können, finde ich, wäre es besser, wenn man da gleich auf Wasserstoff oder ähnliches umsattelt.
 Was ich mich aber Frage ist, warum gibt es nicht in Fahrradgipfel? Das finde ich, ist die viel entscheidende Frage.
 Es ist ja okay, wenn man die Autoeindustrie ist, die an Deutschland groß und wichtig und bei der Elektrifizierung hilft, ja sie war viel zu spät und so weiter und so fort.
 Wenn da jetzt Steuergeld reinfließ, finde ich im Prinzip okay, aber es muss auch die andere Seite platzahlen. Wir brauchen auch so ein ÖPNV-Fahrradgipfel.
 Wo genau das selbe Geld oder wascher ist, als auch mehr gegossen wird, ich in Fahrradinverstruktur ÖPNV oder?
 Ich würde endlich gesagt, ich würde mich eher wenden gegen so eine Gipfel-Inflationierung. Ich würde einfach sagen, wir brauchen ein Mobilitätsgipfel.
 Denn sonst hast du wieder die Situation, auf dem einen Gipfel wird, ständig über Autos gesprochen und dann auf dem anderen Gipfel über andere Prinzipien.
 Das Ding ist doch gerade, dass man ein integriertes Mobilitätskonzept findet, das eben Autofahrten möglichst verzichtbar macht. Wir bekommen natürlich jedes Mal, wenn das Thema Mobilität in der Lage-Thema ist, bekommen wir auch die Zuschriften von den Menschen, die auf der grünen Wiese wohnen und die natürlich einfach völlig zu Recht sagen, ich kann noch nicht nur im Fahrrad fahren, wenn der nächste Supermarkt 20 Kilometer entfernt ist.
 Das muss man einfach sagen und es gibt es einfach auch ein Bedürfnis nach individuellem Mobilität mit dem Auto und insofern glaube ich die Lösung wäre, das Framing zu verändern. Es geht nicht mehr um Autogipfel, sondern es müsste Mobilitätsgipfel geben, die ganz bewusst dem Ziel, dienen den Horizont zu weiten. Das wäre meine Forderung.
 Zum Schluss der Lage noch ein kleiner Programm hinweist in eigener Sache. Ich habe wieder mal ein Interview eingesungen und zwar diesmal mit Christian Stöcker, den kennt ihr vielleicht von Spiegel Online, da ist ja Kolomnis, der war früher auch Journalist, Relakteur bei der Netzwelt, hat das Resort geleitet, ist mittlerweile Prof.
 und auch bei der Hochschule für angewandte Wissenschaften in Hamburg. Du kennst sie auch. Ich kenne ihn gut, wir hatten 1.000 Fach schon Kontakt, den allmöglichen Kontexten und unter anderem waren wir mal zusammen, zwei Wochen auf einer Studienreise in die Vereinigten Staaten zum Thema Netzpolitik 2012.
 Es waren sehr sehr nette Reise, sehr viele spannende Gespräche in der Gruppe generell, aber auch gerade mit Christian Stöcker, finde ich, ich finde ich in einen super spannenden Gesprächspartner und freue mich sehr, dass du dir eingeladen hast.
 Genau, er hat nämlich einen Buch geschrieben, dass Experimente sind, wir heißt das, ich habe fast mit ihm zwei Stunden drüber geredet, insgesamt geht es um viele Aspekte, exponentielles Wachstum, das ist natürlich ein Problem, aber wie wir das halt auch nutzen können in allen Dimensionen und es ja studiert, da psychologisch, was ist das?
 Der hat ja ein total psychologisch. Und er hat so ein paar Sachen gesagt, die ich wirklich auch deswegen wollte, hier diesen Eintrond spielen, relevant halte für politische Effekte und politische Vorgänge, dass unser Gehirn nämlich zwei Systemat, also einmal das System 1 und einmal das System 2, das System 1, was so funktioniert, dass es vor allen Dingen Effekt gesteuert ist, also Abkürzung nutzt, die Vernufen ein bisschen ausschaltet, wie so ein körperlicher Reflex letztlich sich spiegelt im Gehirn.
 Und er sagt, das Gehirn hält Ereignisse für wahrscheinlicher, je leichter, das Gehirn diese Erinnerung an diese Ereignisse abrufen kann.
 Deswegen glauben alle Leute, wenn gerade Flugzeug abgestürzt ist, es gibt Wex, die Anzahl der Leute, die Flugangs haben, weil es ihnen dann wahrscheinlich erscheint, weil sie es gerade präsent haben, dass sie mir Flugzeug abstürzen.
 Da hat sich an der Wahrscheinlichkeit natürlich nichts geändert dadurch, aber die Leute haben Angst, aber oder deswegen möchte die AfD unbedingt, dass die Nationalität von Straftäterin genannt wird, weil sie hofft, dass wenn sie die Leute öfter mal hören, das ist jemanden Migrationshintergrund, dass sie dann das Narrativ der AfD übernehmen, dass es Leute mit Migrationshintergrund sind gefährlicher.
 Das sind alles von v.a. Hyperhärzoröstigsten, alles System 1-Prozesse.
 Also darin besteht die Gefahr von repititiver Propaganda, dass du Dinge einfach wiederholst, wiederholst, wiederholst, wiederholst, dadurch erinnern sich die Gehirne der Leute leichter daran und sie halten es für wahrscheinlicher, dass das die Realität ist.
 Ja, deswegen ist ja auch das sogenannte "Die Banking", so vergleichsweise wenig effektiv, also die Banking ist so ein bisschen der Internetfachbegriff dafür, dass man Fake News richtig stellt. Und das Problem ist, dass das richtig stellen von Fake News, leider Gottes auch dazu führt, dass man sich an die Fake News besser erinnert.
 Weil das Gehirn das einfach nicht so richtig abgespeichert kriegt, und genau wie du sagst Philipp, man durch das Bewuste wiederlegen von Fake News, muss man ja zunächst mal auf die Fake News eingehen, dann haben die Menschen sie nochmal gehört.
 Und derinnern sich wiederum leichter daran und deswegen halten sie sie für wahrscheinlicher uns selbst dann, wenn direkt nach dieser Erinnerung, dass die Banking kommt.
 Das ist das tragische, deswegen sind Fake News so perverseffektiv.
 Und deswegen, wenn wir uns korrigieren, versuchen wir auch nicht den Fehler, den wir gemacht haben zu wiederholen, dann wir sagen einfach nur, wie es richtig ist.
 Was wir jetzt vererichern.
 In diesem Sinne würde ich sagen, die Lage der Zone ist abschließend ausführlicher Ort hat für diese Woche. Wir haben zusammengekehrt, was wir für Spannenthilten in dieser Woche, wir hoffen, ihr hattet Spaß mit uns.
 Irgendwünschen euch ein schönes Wochenende und einen guten Start in die neue Woche. Und wenn ihr uns einen gefallen tun wollt, dann schenkt uns ein paar Sternchen bei iTunes.
 Und vielleicht noch einen freundlichen Satz, das hilft uns sehr, gefunden zu werden. In diesem Sinne bis bald. Bis dann, tschüss.
